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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Image der Schweiz im Ausland

Der Corruption Perception Index (CPI) von Transparency International (TI) wies die
Schweiz für 2014 als eines der fünf integersten Ländern unter den 175 bewerteten
Staaten aus. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Schweiz damit um zwei Ränge
verbessert. Der Index versucht aufgrund von Angaben verschiedener Institutionen wie
etwa der Weltbank, dem World Economic Forum oder der Economist Intelligence Unit
Korruption in Form von Bestechung im öffentlichen Sektor zu erfassen. Den besten
Wert erhielt 2014 Dänemark (92 von 100 Punkten). Für die Schweiz (86 Punkte) wurden
trotz des guten Abschneidens Empfehlungen abgegeben. TI verwies insbesondere auf
die mangelnde Transparenz bei Partei- und Abstimmungsfinanzierung, hob aber auch
die aktuellen Bemühungen bei der Verschärfung im Korruptionsstrafrecht hervor, die
aber noch umgesetzt werden müssten. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.2014
MARC BÜHLMANN

Der von Transparency International jährlich erhobene Corruption Perceptions Index
(CPI) versucht vor allem anhand von Umfragen bei Experten, deren Wahrnehmung des
Korruptionsgrades im öffentlichen Sektor zu erfassen. Der Messung der
Nichtregierungsorganisation werden zwar durchaus auch Schwächen vorgeworfen:
Befragt werden vorwiegend Experten und Manager, was die intersubjektive
Nachvollziehbarkeit zumindest erschwert; wahrscheinlich kann zudem Korruption
gerade in jenen Ländern einfacher nachgewiesen werden, in denen sie verpönt ist.
Aufgrund der Vergleichsmöglichkeiten zwischen unterschiedlichen Ländern und
unterschiedlichen Zeitpunkten stösst der Index aber auch auf breites, medial
aufbereitetes Interesse. Die Schweiz zählt im Ranking, das 2015 von Dänemark
angeführt und von Nordkorea und Somalia abgeschlossen wird, regelmässig zu den am
wenigsten korrupten Ländern. Die Verschlechterung auf Rang 7 im Jahr 2015 (2014:
Rang 5) wurde von Transparency International damit erklärt, dass die Schweiz in
internationale Korruptionsskandale verwickelt sei: Gelder aus korrupten Handlungen
könnten immer noch zu einfach in die Schweiz geschleust werden. Zudem fehle ein
angemessener Schutz für Whistleblowing und gesetzliche Regelungen für transparente
Parteien- und Abstimmungsfinanzierung. In der NZZ wurde die Begründung kritisiert.
Man schiesse sich einseitig auf die Banken ein, obwohl diese letztlich nicht
verantwortlich seien für Korruption. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

«Transparency International» untersucht jährlich anhand von Expertenmeinungen in
180 Ländern die Korruption im öffentlichen Sektor. Im Corruption Perceptions Index
(CPI) 2017 belegte die Schweiz zusammen mit Norwegen und Finnland mit je 85 von 100
Punkten Rang 3. Am wenigsten Korruption herrschte gemäss CPI 2017 im öffentlichen
Sektor Neuseelands, gefolgt von Dänemark. Martin Hilti, Geschäftsführer von
«Transparency International Schweiz», zeigte sich in einer Medienmitteilung über das
stabil gute Abschneiden der Schweiz im CPI erfreut, wies aber darauf hin, dass sich
auch in der Schweiz immer wieder Korruptionsfälle ereignen würden; so zum Beispiel
im Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens. Zudem betonte Hilti, dass der CPI
keine Aussage über den Privatsektor mache, gerade hier liege aber das Hauptrisiko für
Korruption in der Schweiz: Das gute Abschneiden der Schweiz im CPI bedeute nicht,
dass Schweizer Unternehmen im Ausland nicht bestechen würden. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
SAMUEL BERNET
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Stimmung in der Bevölkerung

Gleich zwei Studien massen im Berichtsjahr das Institutionenvertrauen in der Schweiz
und kamen dabei auf recht ähnliche Befunde. Sowohl laut dem ETH-Sicherheitsbericht
als auch laut dem Credit Suisse Sorgenbarometer geniessen die Gerichte und die
Polizei das höchste Vertrauen. Auch der Bundesrat und das Parlament erzielen hohe
und im Vergleich mit dem Vorjahr stabile Vertrauenswerte. Auf leicht unterschiedliche
Befunde kamen die beiden Untersuchungen bezüglich des Vertrauens gegenüber den
Medien und Parteien. Während laut dem Sicherheitsbericht das mittlere Vertrauen
gegenüber den Parteien ein wenig höher ist als gegenüber den Medien, schneiden die
Parteien bei der Sorgenbarometer-Befragung durchwegs schlechter ab als bezahlte und
Gratiszeitungen sowie Radio und Fernsehen. Letzteres wird hier von den Befragten gar
als vertrauenswürdiger beurteilt als der Bundesrat. Zu unterschiedlichen Schlüssen
kamen die beiden Studien auch hinsichtlich des allgemeinen Institutionenvertrauens.
Während die ETH-Studie eine leichte Steigerung des Vertrauens in die Institutionen
feststellte, mass die Credit Suisse-Untersuchung einen rückläufigen Trend. Insgesamt
kann in internationalen Vergleichen allerdings von einem nach wie vor sehr hohen
Vertrauen gegenüber den schweizerischen Institutionen ausgegangen werden. Dies
zeigte sich etwa in einem OECD-Bericht zu verschiedenen sozialen Indikatoren. Beim
Regierungsvertrauen schnitt die Schweiz vor Luxemburg und Norwegen am besten ab:
82% der Befragten gaben hier an, ihrer Regierung zu vertrauen. Während der OECD-
Schnitt 43% betrug, genoss die Regierung beim Schlusslicht Griechenland gerade mal
von 14% der Befragten ein hohes Vertrauen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2014
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Rechtshilfe

Im Zusammenhang mit der Aufdeckung von italienischen Schmiergeldskandalen
entstand in der Schweiz eine Kontroverse über die Gewährung von internationaler
Rechtshilfe in Bestechungsfällen. Voraussetzung für die Gewährung von Auskünften
und die Aufhebung des Bankgeheimnisses ist die Strafbarkeit entsprechender Delikte in
der Schweiz. Diese ist bei Geldzahlungen an Privatpersonen – dazu gehören auch
Politiker, solange sie kein öffentliches Amt innehaben – nicht gegeben. Inwiefern die
Bestechung ausländischer Beamter strafbar ist, muss, nach einem Rekurs der Tessiner
Staatsanwältin del Ponte, das Bundesgericht entscheiden. Die Beamtenbestechung ist
in der Schweiz zwar verboten; die Rekurskammer des Appellationsgerichts des Kantons
Tessin hatte jedoch eine Beschwerde von Bankiers gegen die Aufhebung des
Bankgeheimnisses mit dem Argument gutgeheissen, dass damit nur die Bestechung
schweizerischer Beamter gemeint sei. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.10.1993
HANS HIRTER

In seiner Antwort auf eine in ein Postulat umgewandelte Motion Rechsteiner (sp, SG)
hielt der Bundesrat fest, dass sich der strafrechtliche Begriff Bestechung in der
Schweiz, wie auch sonst überall ausser den USA, nur auf die Bestechung einheimischer
Beamter bezieht. Da die entsprechenden Gebräuche und Rechtsvorschriften je nach
Land sehr unterschiedlich seien, sei die Forderung Rechsteiners nach einer
schweizerischen Strafnorm zur Verhinderung von Bestechungszahlungen an
ausländische Behörden als nicht praktikabel abzulehnen. 6

POSTULAT
DATUM: 28.02.1994
HANS HIRTER

Ein Wandel ergab sich in der bundesrätlichen Beurteilung der steuerlichen Behandlung
von Schmiergeldern. In seiner Antwort auf eine Interpellation Rechsteiner (sp, SG) (Ip.
93.3427) hatte der Bundesrat Ende 1993 die Änderung des Steuergesetzes, welches den
Abzug von sogenannten Schmiergeldern als Geschäftsunkosten zulässt, noch abgelehnt.
Im Anschluss an die Europäische Justizministerkonferenz vom 14./15. Juni in Malta
kündigte er dann an, dass diese Regelung, die nicht nur in der Schweiz, sondern z.B.
auch in Deutschland und Frankreich gilt, überprüft werden sollte. Bereits zuvor hatte
eine von der OECD eingesetzte Arbeitsgruppe entsprechende Empfehlungen
abgegeben. Der Nationalrat überwies zudem ein Postulat Ruffy (sp, VD) für eine
wissenschaftliche Studie über die Korruption in der Schweiz (im Rahmen des 1993
beschlossenen NFP «Gewalt im Alltag und organisierte Kriminalität»). 7

POSTULAT
DATUM: 18.03.1994
HANS HIRTER
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In seinen Antworten auf Einfache Anfragen von Rechsteiner (sp, SG) (DA 94.1059) und de
Dardel (sp, GE) (DA 94.1063) hielt der Bundesrat fest, dass die Schweiz im Fall der
Bestechung ausländischer Amtsinhaber durch Bürger dieser Staaten vollumfänglich
Rechtshilfe gewähre, da dieses Delikt ja auch in der Schweiz strafbar sei. Die
Bankenkommission bezeichnete in ihrem Jahresbericht für 1993 die wissentliche
Verwaltung von Schmiergeldern durch Banken als unstatthaft, da mit der in der
Bewilligung geforderten Gewähr einer einwandfreien Geschäftsführung nicht vereinbar.
In mehreren ausländischen Korruptionsfällen leisteten kantonale Behörden im
Berichtsjahr Rechtshilfe. So unter anderem bei Verfahren gegen die ehemaligen
Premierminister Mitsotakis (Griechenland) und Craxi (Italien).
(Siehe auch 1993.) 8

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 17.06.1994
HANS HIRTER

Bislang stützte sich der Bundesrat bei der Sperrung von Vermögenswerten auf das
verfassungsrechtlich verankerte Notrecht. Mit einem 2013 in die Vernehmlassung
geschickten Entwurf zu einem Gesetz über die Potentatengelder wollte der Bundesrat
nun eine klare Grundlage für die Sperrung und die Rückerstattung verbrecherisch
erworbener Vermögenswerte ausländischer Staatsmänner schaffen. Neben der
Kodifizierung der bisherigen Praxis sah der Entwurf eine beachtenswerte Neuerung vor:
Die Schweiz sollte auch ausserhalb des Rechtshilfegesuches dem Herkunftsstaat
Informationen über allfällige Bankkonten von gefallenen Potentaten liefern. Das
geplante Gesetz wäre das erste seiner Art weltweit. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.05.2013
NADJA ACKERMANN

Seit 2009 führte die Bundesanwaltschaft ein Strafverfahren gegen Gesellschaften mit
Sitz in der Schweiz, die mutmasslich in die kenianische Anglo-Leasing-Affäre verwickelt
waren. In dieser Geldwäschereiaffäre betrog der kenianische Staat durch Abschluss von
Verträgen mit unter anderem in der Schweiz ansässigen Tarnfirmen für überteuerte und
sogar fiktive Güter- und Softwarelieferungen die kenianischen Steuerzahler um
mindestens CHF 250 Mio. Nach dem Auffliegen des Skandals im Jahr 2004 begann die
Kenya Anti-Corruption Commission (KACC) ihre Ermittlungstätigkeit und bat die
Schweiz um Rechtshilfe. Nachdem die Bundesanwaltschaft bei ihren Ermittlungen
bereits Unterstützung aus England, Schottland und Jersey erhalten hatte, verlangte sie
nun 2014 ihrerseits die Unterstützung der kenianischen Justizbehörde. Kenia sollte
Rechtshilfe leisten, indem es gesammeltes Beweismaterial über mutmassliche
Bestechungszahlungen an kenianische Beamte der Schweizer Behörde übergäbe. Diese
seit Jahren geforderte Datenauslieferung erfolgte im Juni 2014. 10

ANDERES
DATUM: 20.06.2014
NADJA ACKERMANN

Strafrecht

Einen anderen Weg zur Verbesserung des Schutzes von Whistleblowern schlug eine
parlamentarische Initiative Leutenegger (fdp, ZH) ein. Der 2013 von der
Rechtskommission des Nationalrates mit 13 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen
gutgeheissene Vorstoss sieht vor, dass die Wahrung höherer, berechtigter öffentlicher
Interessen als Rechtfertigungsgrund im Strafrecht verankert wird. Dadurch erhalten
Whistleblower eine klare gesetzliche Grundlage, um ihre unter einen Straftatbestand
fallenden Handlungen zu rechtfertigen und damit straflos zu bleiben. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.05.2013
NADJA ACKERMANN

Die Akte „Angolagate“ wird in der Schweiz definitiv geschlossen. Die
Bundesanwaltschaft hat entschieden, die im April 2013 von angolanischen
Staatsbürgern und der britischen NGO "Corruption Watch" eingereichte Strafanzeige
nicht weiterzuverfolgen und eine Nichtanhandnahmeverfügung zu erlassen. Der Fall
begann in den 90er Jahren, als zwischen Angola und Russland Verträge abgeschlossen
wurden, wonach der afrikanische Staat seine Schulden aus der Sowjetzeit durch
Erdölverkäufe abzuzahlen habe. In diesem Zusammenhang kam es zu Geldtransaktionen
über Schweizer Bankverbindungen. Die Schweiz hatte bereits 2004 und 2010 mit Angola
ein Abkommen betreffend der Rückführung von angolanischen Vermögenswerten im
Umfang von insgesamt 64 Mio. US-Dollar für humanitäre Projekte zugunsten der
angolanischen Bevölkerung unterzeichnet. Aufgrund neuer Erkenntnisse aus dem
Bericht „The Corrupt Angola-Russia Debt Deal“ verlangten die Anzeigeerstatter 2013 die
Wiederaufnahme des Verfahrens. Dies lehnte die Bundesanwaltschaft ab, da sie
einerseits das Vorliegen neuer Tatsachen verneinte und andererseits nicht davon
ausging, dass ein derart komplexer Sachverhalt noch vor Ablauf der absoluten
Verjährung 2015 aufgearbeitet werden könnte. Darüber hinaus sei die Bestechung

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.02.2014
NADJA ACKERMANN
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fremder Amtsträger in der Schweiz erst seit 2000 verfolgbar. 12

Kriminalität

Mit knappem Mehr (69:62) gab der Nationalrat auf Antrag seiner vorberatenden
Kommission einer parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI) Folge, welche verlangt,
dass Schmier- oder Bestechungsgelder grundsätzlich nicht mehr als
Geschäftsunkosten steuerlich abziehbar sind. Die heutige Rechtslage basiert auf einem
Bundesgerichtsentscheid und einem darauf gestützten Kreisschreiben der
Eidgenössischen Steuerverwaltung aus dem Jahre 1946. Danach sind derartige
Zahlungen steuerlich absetzbar, wenn sie vom Empfänger als Einnahmen deklariert sind
und ihre geschäftliche Notwendigkeit nachgewiesen ist. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.1995
HANS HIRTER

In Zürich fand vor dem Bezirksgericht der Prozess im bisher grössten Fall von
Korruption in der Schweiz statt. Der frühere Leiter der Abteilung Wirtschaftswesen der
Kantonsverwaltung (u.a. zuständig für die Bewilligung von Restaurants etc.), Raphael
Huber, wurde wegen passiver Bestechung (Annahme von Bestechungsgeldern) im
Umfang von CHF 2.4 Mio angeklagt. Im Abwesenheitsverfahren verurteilte ihn das
Gericht zu einer Gefängnisstrafe von fünf Jahren, einer Busse von CHF 200'000 und zur
Ablieferung der nachgewiesenen Deliktsumme von CHF 1.38 Mio. Diverse Besitzer von
Gastronomiebetrieben wurden wegen aktiver Bestechung mit Gefängnisstrafen bis zu 15
Monaten bedingt, kombiniert mit Bussen bis zu CHF 40'000 und mit der Einziehung von
erlangten Vermögensvorteilen bestraft. Das EJPD setzte – als Konsequenz aus einer im
Vorjahr als Postulat überwiesenen Motion Rechsteiner (sp, SG) – eine Arbeitsgruppe
ein, welche einen Bericht über das Ausmass der Korruption in der Schweiz anfertigen
soll. 14

POSTULAT
DATUM: 03.10.1995
HANS HIRTER

Eine vom Vorsteher des EJPD im Sommer 1995 eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Herbst ihren Bericht über die Korruption in der Schweiz vor. Sie kam darin zum
Schluss, dass die Situation noch nicht alarmierend sei, aber doch gewisse Anzeichen für
eine Verschärfung der Lage bestehen. Nach Meinung der Experten sollte deshalb in
erster Priorität die Prävention verstärkt werden. Sie schlugen dazu eine striktere
Regelung der Zulässigkeit der Annahme von persönlichen Geschenken durch
Staatsangestellte vor. Im repressiven Bereich empfahlen die Experten eine
Verschärfung des Strafmasses für aktive Bestechung. Die Bestechung von
ausländischen Beamten soll in Zukunft in der Schweiz strafbar sein. Im Gleichschritt
mit den anderen Staaten soll nach Ansicht der Experten zudem ein Verbot des
Steuerabzugs für Schmiergeldzahlungen eingeführt werden. Bundesrat Koller kündigte
an, dass er bis Ende 1997 ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung der Korruption erarbeiten
lassen wolle, welches sich auf die Erkenntnisse dieser Arbeitsgruppe stützt. Der
Ständerat überwies ohne Gegenstimme eine Motion Schüle (fdp, SH), welche ebenfalls
derartige Massnahmen verlangt. 15

MOTION
DATUM: 11.12.1996
HANS HIRTER

Als zumindest stossend wird in weiten Teilen der Öffentlichkeit die Tatsache
empfunden, dass in der Schweiz – wie in den meisten anderen Industriestaaten auch –
die für den Geschäftserfolg als notwendig ausgewiesenen Bestechungszahlungen als
Geschäftsaufwand steuerlich abziehbar sind. In Ausführung einer 1995 vom Nationalrat
überwiesenen parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI) beantragte die Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK) eine teilweise Änderung dieser Steuerpraxis.
Bestechungszahlungen an Personen, die mit öffentlichen Aufgaben betraut sind (und
zwar sowohl im In- als auch im Ausland), sollen in Zukunft nicht mehr abzugsfähig sein.
Dabei reicht es aus, wenn der Steuerbeamte eine Bestechung erkennt; eine
rechtsgültige Verurteilung durch die Strafbehörden ist nicht erforderlich. Die WAK ging
damit über die Anträge einer von ihr eingesetzten Expertengruppe hinaus. Diese hatte
vorgeschlagen, Steuerabzüge nur bei Vorliegen eines rechtsgültigen Urteils eines
schweizerischen Gerichtes nicht mehr zuzulassen (was Unkostenabzüge bei der
Bestechung ausländischer Beamter weiterhin erlaubt hätte). Der Bundesrat war mit den
Vorschlägen der nationalrätlichen WAK, die auch einer OECD-Empfehlung aus dem
Jahre 1996 entsprechen, einverstanden. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.1997
HANS HIRTER
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Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene Motion Schüle
(fdp, SH) für eine Ausweitung des Korruptionsbegriffs im Strafrecht (u.a. Einbezug der
Bestechung ausländischer Beamter) und für härtere Sanktionen. Diesen Einbezug der
Bestechung ausländischer Beamter fordert auch eine am 17. Dezember von der Schweiz
und 32 weiteren Staaten unterzeichnete OECD-Konvention. Da der Bundesrat das EJPD
aufgrund eines 1996 veröffentlichten Expertenberichts bereits mit der Ausarbeitung
entsprechender Gesetzestexte beauftragt hatte, lehnte es der Nationalrat ab, auch
selbst noch legislatorisch tätig zu werden, wie dies Rechsteiner (sp, SG) mit einer
parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 96.414) verlangt hatte. 17

MOTION
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Im Juli gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Reform des Korruptionsstrafrechts
in die Vernehmlassung. Das Projekt sieht vor, aktive Bestechung nicht mehr als
Vergehen, sondern als Verbrechen zu ahnden, was eine Erhöhung des Strafmasses und
eine Verlängerung der Verjährungsfrist bedeuten würde. Verboten werden soll
zusätzlich auch das sogenannte Anfüttern, d. h. Geschenke und Zuwendungen an
Amtsträger, die nicht direkt mit dem Vollzug einer Amtshandlung zusammenhängen,
sondern eher ein «gutes Klima» schaffen und das Terrain für spätere
Bestechungsversuche vorbereiten sollen. In Übereinstimmung mit der diesbezüglichen
OECD-Konvention soll neu auch die Bestechung ausländischer Amtsträger strafbar
werden. Die aktive und passive Bestechung im nichtstaatlichen Bereich soll gemäss
dem Entwurf von einem Antragsdelikt im Rahmen des Gesetzes über den unlauteren
Wettbewerb zu einem strafrechtlichen Offizialdelikt werden. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.07.1998
HANS HIRTER

In der Vernehmlassung stiess insbesondere die Aufwertung der Bestechung im
Privatbereich zu einem Offizialdelikt auf breite Kritik. Alle vier Bundesratsparteien,
aber auch der Vorort und die linke Vereinigung «Demokratische Juristinnen und
Juristen» lehnten diese Gleichbehandlung von staatlicher und privater Sphäre ab.
Wenig Zustimmung fanden auch die neuen Vorschriften über das sogenannte Anfüttern.
Dieser Tatbestand sei derart unklar, dass die Gefahr von willkürlicher Strafverfolgung
bestehe. Mit der Strafbarkeit der Bestechung ausländischer Beamter erklärte sich der
Vorort einverstanden, auch wenn er zu bedenken gab, dass damit die Bewerbung um
Staatsaufträge in Ländern, wo derartige Zahlungen landesüblich seien, gravierend
erschwert würde. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.10.1998
HANS HIRTER

Im April präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Reform des
Korruptionsstrafrechts; darin enthalten ist auch der Antrag zur Ratifizierung des
OECD-Übereinkommens zur Korruptionsbekämpfung. Abgesehen davon, dass er auf die
heftig kritisierte Absicht verzichtete, auch die Bestechung im privaten Bereich ins
Strafgesetz aufzunehmen, nahm er gegenüber dem Vernehmlassungsentwurf vom
Vorjahr nur wenige Änderungen vor. Insbesondere behielt er sowohl die Aufwertung der
aktiven Bestechung zu einem mit Zuchthaus zu bestrafenden Verbrechen als auch den
neuen Straftatbestand der aktiven Bestechung von Amtsträgern im Ausland bei. Bei
letzterem präzisierte er, dass damit sowohl Vertreter von Staaten (und von ihnen
kontrollierte Firmen) als auch von internationalen Organisationen gemeint sind.
Zusätzlich soll festgehalten werden, dass nur dann Bestechung vorliegt, wenn eine
pflichtwidrige oder im Ermessen stehende Vorteilsgewährung angestrebt wird. Damit
sind die in einigen Ländern üblichen Schmiergelder, welche Beamte zur
pflichtgemässen Erledigung einer Aufgabe motivieren sollen, als strafbare Handlung
ausgeschlossen. An dem in der Vernehmlassung besonders umstrittenen neuen
Straftatbestand des sogenannten Anfütterns, d.h. der Gewährung von Vorteilen ohne
direkten Bezug zu einer Amtshandlung, welche zur Schaffung eines guten Klimas dient,
hielt die Regierung fest. Diese Vorteilsgewährungen müssen allerdings einen Bezug zur
zukünftigen Amtsführung aufweisen, um nicht auch private Geschenke oder solche, die
nach Abschluss einer Dienstleistung gemacht werden (etwa ein Blumenstrauss für eine
Krankenschwester nach einem Spitalaufenthalt), mit einzubeziehen. Schliesslich sieht
der Entwurf vor, dass in Bagatellfällen von einer Strafverfolgung abgesehen werden
kann. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.04.1999
HANS HIRTER
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Der Nationalrat befasste sich als erster mit den neuen Bestimmungen. Nachdem
Eintreten unbestritten war, übernahm der Rat, abgesehen von einigen redaktionellen
Änderungen, die Version des Bundesrates und ratifizierte auch den Beitritt zur OECD-
Übereinkunft. Gleichzeitig verabschiedete er ein Postulat seiner Rechtskommission für
ein vom Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen auszuarbeitendes Konzept der
Korruptionsbekämpfung. Bei der OECD-Konvention musste allerdings ein Vorbehalt
angebracht werden: das verabschiedete Anti-Korruptionsgesetz betrifft lediglich
Einzelpersonen (allerdings auch solche, die im Auftrag eines Unternehmens handeln),
nicht aber Unternehmen. Mit der vom Bundesrat im Vorjahr beantragten und vom
Ständerat in der Dezembersession des Berichtsjahres gutgeheissenen Revision des
Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuchs soll allerdings auch diese Lücke in Kürze
geschlossen werden. Nachdem der Ständerat die neuen Bestimmungen ebenfalls
angenommen hatte, konnte die Vorlage noch vor Jahresende verabschiedet werden. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1999
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurde auch die steuerliche Abzugsfähigkeit von
Bestechungszahlungen als Geschäftsunkosten gestrichen. In Ausführung einer 1995
gutgeheissenen parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI) hatte die WAK-NR 1997
entsprechende Anträge zur Revision des Bundessteuer- und des
Steuerharmonisierungsgesetzes vorgelegt. Im Nationalrat gab es keine grundsätzliche
Kritik. Einige Abgeordnete der FDP und der SVP nahmen allerdings den Vorschlag der
Expertenkommission teilweise wieder auf, wonach nicht die Steuerbehörden über die
steuerliche Abzugsfähigkeit entscheiden sollen, sondern eine rechtskräftige
Verurteilung oder eine Einziehungsverfügung im In- oder Ausland vorliegen muss. Als
Ergänzung soll in diesem Konzept eine Meldepflicht der Steuerbehörden an die
Strafverfolgungsbehörden bei Kenntnis von rechtswidrigen Bestechungszahlungen
eingeführt werden. Im Rat setzte sich jedoch das von der Ratslinken und der CVP
unterstützte Konzept der WAK durch. Die kleine Kammer schloss sich diskussionslos
und einstimmig diesen Entscheiden an, worauf die Vorlage in der Wintersession
verabschiedet werden konnte. Da von dieser Vorlage nur Bestechungsgelder an
Amtsträger betroffen sind, reichte der Sozialdemokrat Jans (ZG) eine Motion (99.3518)
ein, welche auch Schmiergelder an Private nicht mehr als steuerrelevante
Geschäftsunkosten gelten lassen will. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.12.1999
HANS HIRTER

Die 1999 eingereichte Motion (99.3518) Jans (sp, ZG), welche auch Schmiergelder an
Private nicht mehr als steuerrelevante Geschäftsunkosten gelten lassen wollte, wurde
vom Nationalrat abgelehnt. Der Bundesrat hatte dagegen geltend gemacht, dass dies ein
für die Wirtschaft schädlicher Alleingang der Schweiz bedeuten würde, da andere
Industriestaaten vergleichbare Bestimmungen kennen. 23

MOTION
DATUM: 13.12.2000
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies eine vom Nationalrat 2005 gutgeheissene Motion Gysin (sp, BS),
welche Personen, die über eventuelle Straftaten wie Korruption an ihrem Arbeitsplatz
informieren (so genannte Whistleblower) vor Entlassung schützen will. Da der Ständerat
auf Antrag seiner Rechtskommission einige Präzisierungen am Motionstext vornahm,
muss der abgeänderte Vorstoss noch einmal vor die grosse Kammer. Die wichtigste
Präzisierung betraf die Feststellung, dass dieser Schutz vor Entlassung oder anderen
arbeitsrechtlichen Sanktionen nur dann gelten soll, wenn der Whistleblower zuerst
firmenintern, dann die Strafbehörden und erst am Schluss, sozusagen als Ultima Ratio,
die Öffentlichkeit über die verdächtigen Vorgänge informiert hat. 24

MOTION
DATUM: 22.03.2006
HANS HIRTER

Der Nationalrat übernahm die vom Ständerat angebrachten Präzisierungen an der von
ihm bereits 2005 gutgeheissenen Motion Gysin (sp, BS) über den Schutz von so
genannten Whistleblowern vor Entlassung. Gegen eine Überweisung der Motion stellte
sich die SVP, welche argumentierte, dass das bestehende Arbeitsrecht genügend Schutz
für Whistleblower biete. 25

MOTION
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament den Beitritt der Schweiz zum UNO-
Übereinkommen gegen Korruption. Dieses legt weltweit Standards zur Bekämpfung von
Korruption fest. Es hält Regeln der Zusammenarbeit der Staaten fest und verpflichtet
diese, die aktive und passive Bestechung von eigenen und fremden Amtsträgern unter
Strafe zu stellen. Erstmals auf globaler Ebene wird mit der Konvention auch
vorgeschrieben, dass Bestechungsgelder wieder zurückerstattet werden müssen. Die
zur Zeit gültigen Gesetzesbestimmungen der Schweiz genügen den Anforderungen der
Konvention. 26

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.09.2007
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte in der Wintersession als Erstrat dem Beitritt der Schweiz zum
UNO-Übereinkommen gegen Korruption trotz des Widerstands der geschlossenen
SVP-Fraktion zu. Der SVP-Sprecher Stamm (AG) begründete die Ablehnung mit dem
Argument, dass die Schweiz die geforderten strafrechtlichen Bestimmungen bereits
erfüllt habe und es deshalb „nicht nötig sei, dass man auch noch internationale
Vereinbarungen unterzeichnet“. 27

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.12.2008
HANS HIRTER

Als Zweitrat hiess der Ständerat den Beitritt der Schweiz zum UNO-Übereinkommen
gegen Korruption gut. In der Schlussabstimmung stimmte der Nationalrat mit 169 zu 21
Stimmen zu; die Opposition kam von einer Minderheit der SVP-Fraktion. In der kleinen
Kammer gab es keine Gegenstimmen. 28

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.03.2009
HANS HIRTER

Das Bundesamt für Sport prüfte im Berichtsjahr im Auftrag von Bundesrat Maurer den
Entwurf einer neuen gesetzlichen Regelung, mit welcher Korruption auch in
Sportverbänden verfolgt werden könnte. Da das geltende Strafgesetz keine Verfolgung
von Sportverbänden vorsieht, konnte die Schweizer Justiz bis anhin trotz Verdachts
nicht gegen den Weltfussballverband (FIFA) vorgehen. 29

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.10.2010
MARC BÜHLMANN

In der Frühjahrssession nahm der Nationalrat eine Motion Büchel (svp, SG) an, welche
den Bundesrat beauftragt, dem Parlament Massnahmen für die Bekämpfung der
Korruption und Wettbewerbsmanipulation im organisierten Sportbetrieb zu
präsentieren. Die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerates
reichte darauf ein Postulat (11.3754) ein, nach welchem der Bundesrat zuerst die bereits
vorhandenen Instrumente auf ihre Effektivität hin prüfen soll. Die kleine Kammer lehnte
infolge die Motion ab und überwies das Postulat. 30

MOTION
DATUM: 27.09.2011
NADJA ACKERMANN

Auch die beiden Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) beschäftigten sich 2012 mit
Korruption. So hiessen beide Kommissionen eine parlamentarische Initiative
Sommaruga (sp, GE) gut, welche in Folge des 2010 bekannt gewordenen Fifa-
Korruptionsskandals forderte, dass die Bestechung von Privatpersonen analog der
Bestechung von Amtspersonen zum Offizialdelikt und somit im Strafgesetzbuch
festgeschrieben wird. Damit käme die Schweiz einer Empfehlung der Staatengruppe des
Europarates gegen Korruption (GRECO) nach, welche ebenfalls verlangt, dass solche
Bestechungsdelikte nicht mehr als Antragsdelikt geahndet werden.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.01.2012
NADJA ACKERMANN

Das Urteil, welches Transparency International über die Schweiz fällt, ist positiv. Die
Schweiz gehöre zu den weltweit am wenigsten korrupten Ländern.
Verbesserungspotential sieht die Organisation jedoch bei der Transparenz bezüglich
der Finanzierung von politischen Parteien und von Wahl- und Abstimmungskampagnen
sowie der Wahl von Richtern und Staatsanwälten durch politische Behörden. Zudem
sollten Whistleblower durch einen besseren Kündigungsschutz und einen nationalen
Ombudsmann besser geschützt werden. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.02.2012
NADJA ACKERMANN
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Das Bundesamt für Sport erarbeitete Ansätze zur Bekämpfung von Korruption und
Manipulation im Sport. Danach sollen nationale wie auch internationale Sportverbände
umfassend dem schweizerischen Korruptionsstrafrecht unterstellt werden. Das EJPD
hat bis Frühjahr 2013 Zeit, einen Entwurf einer entsprechenden Gesetzesrevision
auszuarbeiten. 32

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.11.2012
NADJA ACKERMANN

Nachdem Ermittlungen der europäischen Polizeibehörde Europol ergeben hatten, dass
die Wettmafia auch in der Schweiz Sportspiele manipuliert hatte, schickte der
Bundesrat im Mai einen Entwurf für die Revision des Korruptionsstrafrechts in die
Vernehmlassung. Wie durch eine parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE)
gefordert, wird die Bestechung Privater neu als eigener Tatbestand im Strafgesetzbuch
und nicht mehr wie bisher im Gesetz über unlauteren Wettbewerb (UWG) verankert.
Dadurch sollen auch Korruptionsfälle, die nicht zu einer Marktverzerrung führen – unter
anderem eben jene im Sport – erfasst werden. Die Bestechung von Privatpersonen soll
neu von Amtes wegen und nicht mehr nur auf Gesuch hin verfolgt werden. Schliesslich
soll die Annahme eines nichtgebührenden Vorteils durch Amtsträger auch dann verfolgt
werden, wenn der Vorteil nicht dem Amtsträger selbst, sondern einer Drittperson
zugutekommt. Die strafrechtliche Verfolgung richtet sich jedoch jeweils nur gegen den
fehlbaren Funktionär. Obwohl also auch in Zukunft nicht der gesamte Verband
betroffen wäre, lehnte die FIFA die geplanten Änderungen ab. Mit der geplanten
Gesetzesänderung reagiert der Bundesrat auf verschiedene Vorstösse aus dem
Parlament sowie auf die Forderungen des Antikorruptionsgremiums des Europarates
(Greco).

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.05.2013
NADJA ACKERMANN

Im Frühjahr verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Verschärfung des
Korruptionsstrafrechts. Die Bestechung Privater soll neu von Amtes wegen verfolgt
werden. Durch die Überführung des Straftatbestandes vom Gesetz über den unlauteren
Wettbewerb in das Strafgesetzbuch soll zudem erreicht werden, dass Korruption durch
Private auch ausserhalb von Wettbewerbssituationen verfolgt werden kann. Damit soll
auch die Frage betreffend Korruptionsfälle bei internationalen Sportverbänden geklärt
werden. Ausgelöst worden war diese Diskussion im Kontext des Korruptionsverdachts
bei der Vergabe der Fussballweltmeisterschaften 2018 und 2022 durch die FIFA. Bei der
Gesetzesrevision handelt es sich jedoch nicht um eine reine „Lex FIFA“, denn auch die
Bestimmungen betreffend Amtsträger werden verschärft. So sollen neu jene
Bestechungsfälle von Amtsträgern, in denen der nicht gebührende Vorteil einem Dritten
Nutzen bringt, strafrechtlich verfolgt werden. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.04.2014
NADJA ACKERMANN

Als Erstrat lehnte der Nationalrat eine Motion Reimann (svp, SG) ab, die den Bundesrat
mit der Schaffung einer Meldestelle für Korruption – analog der Meldestelle für
Geldwäscherei – beauftragen wollte. Zu den Aufgaben der neuen Behörde sollten unter
anderem die Prüfung von Verdachtsmeldungen, die Korruptionsprävention und der
Schutz von Whistleblowern gehören. Da diese Aufgaben bereits von verschiedenen
Behörden wahrgenommen würden, erachtete der Bundesrat die Schaffung einer
eigenen, zentralen Stelle als nicht notwendig und empfahl die Motion zur Ablehnung.
Darüber hinaus würden sich eine Verschärfung des Korruptionsstrafrechts sowie eine
Vorlage über den Whistleblower-Schutz im Privatrecht, die beide vom Bundesrat
bereits verabschiedet wurden, des erkannten Handlungsbedarfs in diesem Bereich
annehmen. 34

MOTION
DATUM: 07.05.2014
NADJA ACKERMANN

Um dem Schwinden des Vertrauens in die Bundesverwaltung entgegenzuwirken, soll im
Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen ein Passus eingeführt werden,
der Korruptionshandlungen bei öffentlichen Beschaffungen erschwert. Mit diesem Ziel
überwies der Ständerat ein Postulat Engler (cvp, GR) an den Bundesrat. 35

POSTULAT
DATUM: 17.06.2014
NADJA ACKERMANN
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Die Bestechung von Privatpersonen soll gleich jener von Amtspersonen als Offizialdelikt
in das Strafgesetzbuch aufgenommen werden. Die 2010 im Anschluss an die Fifa-Affäre
eingereichte parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE) wurde jedoch in der
Sommersession 2014 im Nationalrat mit 128 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung
abgeschrieben, da eine entsprechende bundesrätliche Vorlage zur Änderung des
Strafgesetzbuches und des Militärstrafgesetzes im Parlament hängig war. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
NADJA ACKERMANN

In der Sommersession 2015 behandelte der Ständerat als Erstrat die Vorlage zur
Verschärfung des Korruptionsstrafrechts. Der Kern der Verschärfung besteht darin,
dass die Privatbestechung als Offizialdelikt in das Strafgesetzbuch aufgenommen und
somit neu von Amtes wegen und nicht mehr nur auf Antrag verfolgt werden soll. Die nur
durch den Stichentscheid des Präsidenten zustande gekommene Mehrheit der RK-SR
beantragte ihrem Rat jedoch, die Verschärfung dahingehend abzumildern, dass
Privatbestechung nur dann von Amtes wegen verfolgt werden soll, wenn durch die Tat
öffentliche Interessen verletzt oder gefährdet sind. Die kleine Kammer folgte –
ebenfalls äusserst knapp mit 23 zu 22 Stimmen – ihrer Kommissionsmehrheit und schuf
damit zwei Kategorien von Bestechungsfällen im Privatbereich. Mit 23 zu 4 Stimmen bei
16 Enthaltungen überwies die Kantonskammer die Vorlage an den Nationalrat.
Nachdem der Nationalrat mit 133 gegen 51 Stimmen aus der SVP-Fraktion Eintreten
beschlossen hatte, war auch er der Meinung, Privatbestechung müsse nicht
ausnahmslos von Amtes wegen verfolgt werden. Die Abgrenzung von Antrags- und
Offizialdelikten anhand des öffentlichen Interesses, wie sie der Ständerat vorgesehen
hatte, bringe jedoch Interpretationsschwierigkeiten und Rechtsunsicherheit mit sich,
weil die Staatsanwaltschaft in einem konkreten Fall nicht wisse, ob sie von Amtes wegen
ermitteln oder auf einen Antrag warten müsse. Aus diesem Grund sprach sich die
grosse Kammer für einen Einzelantrag Fässler (cvp, AI) aus, welcher vorsieht, dass
Privatbestechung «in leichten Fällen» nur auf Antrag verfolgt wird: Der Begriff des
«leichten Falles» finde sich bereits im geltenden Strafrecht und die
rechtsanwendenden Behörden wüssten damit umzugehen. Mit 133 Ja- gegenüber 49
Nein-Stimmen aus der SVP-Fraktion bei 2 Enthaltungen stimmte der Nationalrat der so
geänderten Vorlage zu. Nachdem auch der Ständerat diesen Vorschlag gutgeheissen
hatte, stimmte er der Vorlage in der Schlussabstimmung mit 38 zu 5 Stimmen zu. Auch
im Nationalrat wurde der Entwurf in der Schlussabstimmung mit 141 zu 53 Stimmen bei 1
Enthaltung angenommen, wobei die SVP-Fraktion an ihrer ablehnenden Haltung
festhielt. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2015
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2022 überwies der Nationalrat stillschweigend ein Postulat
Romano (mitte, TI), das den Bundesrat beauftragt zu prüfen, ob das italienische Anti-
Mafia-Zertifikat auch für das öffentliche Beschaffungswesen in der Schweiz
angewandt werden kann. Das vom italienischen Staat ausgestellte Zertifikat bestätigt,
dass gegen die Antragstellerin keine besonderen Überwachungs- oder
Sicherheitsmassnahmen oder Verurteilungen wegen bestimmter Delikte im
Zusammenhang mit dem organisierten Verbrechen vorliegen und muss in Italien von
Unternehmen eingereicht werden, wenn sie an einer öffentlichen Ausschreibung
teilnehmen oder Dienstleistungen für die öffentliche Verwaltung erbringen wollen. Der
Bundesrat zeigte sich in seiner Stellungnahme offen für die Idee, als Massnahme gegen
Korruption bei öffentlichen Ausschreibungen von Firmen mit Hauptsitz in Italien künftig
dieses Zertifikat zu verlangen. 38

POSTULAT
DATUM: 30.09.2022
KARIN FRICK

Als Mitglied der parlamentarischen OECD-Delegation reichte Ständerat Ruedi Noser
(fdp, ZH) im Sommer 2023 eine Motion ein, mit der er den Bundesrat aufforderte, das
schweizerische Dispositiv zur Korruptionsbekämpfung an die Anforderungen der
OECD-Anti-Korruptionskonvention anzupassen. Die OECD kritisiere die Schweiz
immer lauter, dass sie erkannte Lücken in ihrer Korruptionsbekämpfung nicht schliesse,
konkret, dass sie keinen gesetzlichen Schutz für Whistleblowerinnen und Whistleblower
habe, begründete Noser seinen Vorstoss. Mit der Motion forderte er erstens die
Schaffung eines geeigneten Rechtsrahmens für den Schutz von Whistleblowerinnen und
Whistleblowern im privaten Sektor und zweitens die Erhöhung der aktuell auf CHF 5
Mio. festgesetzten Höchststrafe für juristische Personen in Art. 102 StGB. Der
Bundesrat beantragte beide Ziffern der Motion zur Ablehnung. Der geltende
Strafrahmen sei angemessen, da der betreffende Artikel nicht Korruptionstatbestände
wie Geldwäscherei oder Bestechung bestrafe, sondern lediglich die
Organisationsmängel, infolge deren diese Delikte nicht verhindert wurden. Bei der

MOTION
DATUM: 27.09.2023
KARIN FRICK
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Forderung nach einer Whistleblowing-Gesetzgebung verwies die Regierung auf den
Entwurf von 2013, der vom Parlament abgelehnt worden sei. Mangels neuer
Erkenntnisse sehe sie sich nicht in der Lage, nun eine mehrheitsfähige Vorlage zu
präsentieren. In der Herbstsession 2023 sprach sich der Ständerat dennoch deutlich
für einen neuen Anlauf aus: Er nahm Ziffer 1 der Motion mit 35 zu 2 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. Ziffer 2 des Vorstosses hiess er mit Stichentscheid der Präsidentin Eva
Herzog (sp, BS) ebenfalls gut. 39

Polizei

Verschiedene Ereignisse machten Missstände in kantonalen Polizeien zum Gegenstand
der Mediendebatten. So löste etwa die Meldung, dass eine Aargauer Regionalpolizei
vorbestrafte Polizisten beschäftigte, einen kräftigen Medienwirbel aus, der auch
Missstände in der Luzerner Polizei aufdeckte. Im Kanton Luzern hatten Polizisten trotz
Verurteilung oder schwerer Anschuldigungen Karriere machen können. Als Antwort auf
die lautgewordene Kritik richtete die Luzerner Polizei eine interne Meldestelle ein und
nahm eine Reorganisation vor. Der Polizeichef Beat Hensler musste seinen Posten
räumen. Auch die Zürcher Polizei war nicht vor Skandalen gefeit. Die Korruptionsaffäre
in der Zürcher Sittenpolizei, in der den Stadtpolizisten vorgeworfen wurde,
Informationen gegen sexuelle Dienste geliefert zu haben, entfachte eine Diskussion
über den Regelungsbedarf der Prostitution. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.07.2013
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Nachdem der Bundesrat in der Begründung seiner Ablehnung gegen die Motion
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) deutlich gemacht hatte, dass er für eine Änderung der
Rechnungslegungsvorschriften und einer Sonderbehandlung von Banken gegenüber
anderen Unternehmen keine Notwendigkeit sehe, lehnte der Nationalrat den Vorstoss
der Baselbieter Genossin mit 124 zu 64 Stimmen diskussionslos ab. Ziel der Motion wäre
gewesen, die Banken gesetzlich zu einer Offenlegung von Zahlungen an politische
Parteien und/oder Kampagnen zu verpflichten, was in der grossen Kammer lediglich
bei allen Mitgliedern der grünen und der SP-Fraktion, sowie zwei CVP-Mitgliedern auf
offene Ohren stiess. 41

MOTION
DATUM: 09.03.2009
MARC BÜHLMANN

Bundesrat

Anfang Mai 2016 brachten Recherchen der Zeitung „Blick“ den amtsjüngsten Bundesrat,
Guy Parmelin, in die Bredouille. Der im Dezember in die Landesregierung gewählte
Waadtländer soll sich mittels Mitberichtsverfahren im Rahmen des Bundesgesetzes
über die Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke für ein
Steuerprivileg eingesetzt haben, das vorsieht, dass Landwirte auf den Gewinn von
verkauftem Bauland keine Steuern bezahlen müssen. Laut „Blick“ soll Parmelin
gefordert haben, dass dieses Privileg auch rückwirkend gelten soll und, dass es in der
Botschaft noch prominenter dargestellt werde. Problematisch an dieser Forderung sei
– so die Boulevardzeitung –, dass der Bundesrat selber davon profitiere: Bis zu seinem
Amtsantritt war Parmelin Miteigentümer eines Grundstückes, das er seinem Bruder
überschrieben hatte. Da dieses zwar landwirtschaftlich genutzt werde, sich aber in der
Bauzone befinde, könnte es mit hohem Gewinn verkauft werden; „Blick“ schätzte den
Wert auf rund CHF 1 Mio. Am Verkaufserlös müsste der SVP-Bundesrat trotz Abtretung
an den Bruder noch 25 Jahre beteiligt werden. Dies wäre eigentlich Grund genug, um in
den Ausstand zu treten. Dies müssen Regierungsmitglieder gemäss Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetz dann tun, wenn sie an einem Geschäft ein
unmittelbares persönliches Interesse haben. 
Zwar ging Parmelin sofort in die Offensive und betonte an einer Pressekonferenz nur
einen Tag nach den Enthüllungen der Boulevardzeitung, dass sein Bruder das
Grundstück nicht verkaufen werde. Er habe sich bereits als Nationalrat für das
Steuerprivileg eingesetzt, weil der Kanton Waadt stark betroffen sei – ein persönliches
Interesse liege aber nicht vor. Die politischen Reaktionen waren gemässigt. Von einem
"politischen Fehler" (TG) oder einem "Tritt in den politischen Fettnapf" (AZ) war zwar
die Rede, von einem Skandal sprach ausser dem Blick aber kaum jemand. 
Für Parmelin selber war die Angelegenheit mit dem Gang vor die Presse allerdings noch
nicht abgeschlossen. Er musste vor den GPK der beiden Räte Red und Antwort stehen
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und gab dort zu Protokoll, dass sein Entscheid, nicht in den Ausstand zu treten,
juristisch vertretbar, politisch aber fehlerhaft gewesen sei. Auch Bundespräsident
Johann Schneider-Ammann wurde von den GPK eingeladen. Er wolle nicht von einem
Vergehen sprechen, versprach aber, dass er die Fragen der Kommissionen zum Umgang
des Bundesrats mit den geltenden Ausstandsregeln im Kollegium diskutieren werde. 
Schliesslich beliess es die Regierung bei einer Rüge: Parmelin hätte seine
Interessenbindungen offenlegen müssen, damit der Bundesrat über einen Ausstand
hätte entscheiden können. Man nehme aber zur Kenntnis, dass sich das jüngste
Bundesratsmitglied der Offenlegungspflicht nicht bewusst gewesen sei. In seiner
Mitteilung machte das Kollegium als Antwort auf die Fragen der GPK auch deutlich, dass
eine Ausstandspflicht nur bei unmittelbarem persönlichen Interesse bestehe. Wenn es
lediglich einen Anschein einer Befangenheit gebe, könne nicht erwartet werden, dass
man bei normalen Bundesratsgeschäften in den Ausstand trete. Dies dürfe auch im
Interesse der Funktionsfähigkeit nur in Ausnahmefällen vorkommen. Die GPK gaben sich
Tags darauf mit dieser Antwort zufrieden, wiesen aber darauf hin, dass die Regeln
kritischer und strikter angewendet werden sollten.
Interessant war die Affäre, weil die Deutschschweizer Medien anders berichteten als
die Medien in der Romandie. Letztere beschrieben den Waadtländer Magistraten eher
als Opfer einer Deutschschweizer Intrige, während Erstere den politischen Fehler
Parmelins mit einigen heiklen Entscheiden in Verbindung brachten, die er in seinen
ersten 100 Tagen im VBS geleistet habe. 42

Regierungspolitik

Von weniger grundlegender Art waren die Anfechtungen, denen sich Mitglieder der
Regierungen der Kantone Solothurn und Graubünden ausgesetzt sahen. In Solothurn
bestätigte das Obergericht die Verurteilung von vier der fünf Regierungsräte wegen
Behinderung der Untersuchungsbehörden bei einem Verfahren gegen den ehemaligen
Rektor einer Schule; es sprach sie allerdings vom Tatbestand der Begünstigung frei. In
Graubünden sah sich Regierungsrat Lardi (cvp) zum Rücktritt auf Ende der
Legislaturperiode (1986) veranlasst. Gegen ihn läuft eine Strafuntersuchung wegen
widerrechtlicher Grundstückverkäufe an Ausländer, die er vor seinem Amtsantritt
begangen haben soll. 43

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.06.1985
HANS HIRTER

Mit 111 zu 81 Stimmen lehnte der Nationalrat in der Herbstsession 2022 das Postulat von
Manuela Weichelt (al, ZG) ab, das einen Bericht über Sponsoring-Listen des Bundes
verlangt hätte. Die bürgerliche Ratsmehrheit – die geschlossen stimmenden Fraktionen
der SVP, der FDP und der Mitte mit Ausnahme ihrer EVP-Mitglieder – folgte dem von
Bundesrat Ueli Maurer vertretenen Antrag, das Postulat abzulehnen. Maurer
versicherte, dass lediglich das VBS und das EDA Sponsoring-Beiträge erhielten und dass
diese bereits veröffentlicht würden. Dies war eine der Forderungen des Postulats von
Manuela Weichelt, die vor Korruption warnte, wenn Sponsoring nicht transparent
gemacht werde. Sie vermutete ein solches auch in anderen Departementen und fragte
rhetorisch, ob das Parlament wolle, dass eine Baufirma das Sommerfest des ASTRA
finanziere. 44

POSTULAT
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

Das Informatikprojekt „Insieme“, das bereits 2012 für viel Wirbel gesorgt hatte, geriet
auch im Berichtjahr nicht aus den Schlagzeilen. Insieme sollte die veralteten
Informatiksysteme der Steuerverwaltung ersetzen, wurde aber mit einem Verlust von
über CHF 100 Mio. aufgrund verschiedener Verzögerungen, Kostenüberschreitungen
und Ungereimtheiten bei Projektvergabe und -planung ohne Umsetzung abgebrochen.
Die von der SP-Fraktion im Rahmen einer parlamentarischen Initiative (12.490)
verlangte parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) zum Insieme-Skandal
stiess im Nationalrat allerdings auf Widerstand. Ein Ordnungsantrag, über die PUK-
Forderung erst zu beschliessen, wenn die eingesetzte „Arbeitsgruppe Insieme“ ihren
Abschlussbericht vorgelegt haben würde, wurde abgelehnt und auch dem SP-Begehren
selber wurde keine Folge gegeben. Die mit 135 zu 38 Stimmen deutliche Mehrheit in der
grossen Kammer folgte dabei den Argumenten ihres Büros. Im Berichtjahr noch nicht
behandelt wurden eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152), die den Bundesrat beauftragen
will, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und Telekommunikationsprojekte zu
entwickeln sowie ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240), das griffigere Massnahmen für
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die Finanzkontrolle in der Bundesverwaltung fordert.
Um Informatikprobleme in Zukunft zu vermeiden, will der Bundesrat Grossvorhaben der
Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) unter der Federführung der
Eidgenössischen Finanzkontrolle systematisch überprüfen lassen. Dies beschloss die
Regierung Ende März an einer Sitzung und legte Mitte April einen entsprechenden
Masterplan vor. Aufgrund des Scheiterns von Insieme warten die veralteten
Informatiksysteme in der Steuerverwaltung noch immer auf eine Erneuerung. Mitte April
ermächtigte der Bundesrat das EFD, für ein neues Programm mit dem Namen „Fiscal-
IT“ einen Verpflichtungskredit über CHF 85,2 Mio. zu beantragen. Eine Vereinfachung
des Projektmanagements, die Gliederung in Teilprojekte und die Schaffung einer EFD-
internen, zentralen Organisationseinheit Informatik sollen das Gelingen des Projektes
sicherstellen. Wie dringend Kontrollmassnahmen bei der IKT sind, zeigten Probleme mit
weiteren Informatikprojekten. Im Februar wurde bekannt, dass das Bundesamt für
Umwelt (BAFU) aufgrund eines Korruptionsfalls ein Grossprojekt abbrechen musste und
so rund CHF 6,1 Mio. verlustig gingen. Mitte Mai wurde in der Sonntagspresse ein
Scheitern des mit rund CHF 110 Mio. finanzierten Projektes „Gever“ vermutet, das Daten
und Dokumente der Bundesverwaltung erfassen und verbinden sollte. Der
Rahmenvertrag sei ausgeschöpft und die Vertragsdauer überschritten. Auch das neue
Abhörsystem des Bundes „Interception System Schweiz (ISS)“, das den
Strafverfolgungsbehörden ein technisch besseres Abhören von Kriminellen erlaubt
hätte, geriet in den Fokus der Medien: Das 2010 für CHF 18 Mio. eingekaufte System
konnte nicht umgesetzt werden und mit einem Zusatzkredit von CHF 13 Mio. musste im
September ein Alternativprojekt aufgegleist werden. Anfang Oktober kritisierte die
Finanzkontrolle die massiven Kostenüberschreitungen, die zeitlichen Verzögerungen
und die fehlende Beschaffungstransparenz beim CHF 100 Mio. teuren
Strassendatenbankenprojekt „Mistra“. 45

Parlamentsmandat

Der parlamentarischen Initiative Rossini (sp, VS) wurde von der grossen Kammer keine
Folge gegeben. Der Vorstoss hätte die Schaffung eines Bundesgesetzes verlangt, mit
dem die Unabhängigkeit aller Behörden auf nationaler, kantonaler und kommunaler
Ebene geregelt werden sollte. Ziel wäre eine Harmonisierung der unterschiedlichen
Lösungen bei Interessenkonflikten gewesen, die sich in einem Milizsystem nicht
vermeiden lassen. Gegen den Eingriff in die kantonale Autonomie richtete sich im
Nationalrat eine Mehrheit von 125 zu 54 Stimmen der Ratslinken. 46

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2013
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

Anfang November 2018 geriet Bundesanwalt Michael Lauber aufgrund verschiedener
Vorkommnisse im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der
Fédération Internationale de Football Association (Fifa) stark unter Druck. Das auch
international stark beachtete Strafverfahren war 2015 wegen Verdachts auf ungetreue
Geschäftsbesorgung, auf Geldwäscherei sowie auf die Gewährung unrechtmässiger
Vorteile zur Beeinflussung der Vergaben der Fussballweltmeisterschaften 2018 und
2022 an Mitglieder des Exekutivkomitees der Fifa gestartet worden. In der Zwischenzeit
hatte der Fall riesige Dimensionen angenommen: 25 hängige Strafverfahren,
Zusammenarbeit mit 15 Ländern, 45 Rechtshilfegesuche und 19 Terabytes an Daten,
wusste die NZZ zu berichten. 

Unter dem Namen «Football Leaks» enthüllte ein internationales Netzwerk im
November 2018, dass sich Lauber während des laufenden Verfahrens zweimal mit dem
im Februar 2016 zum neuen Fifa-Generalsekretär gewählten Gianni Infantino in einem
Restaurant in Zürich bzw. Bern getroffen haben soll. Praktisch gleichzeitig wurde
bekannt, dass der Abteilungsleiter «Wirtschaftskriminalität» der Bundesanwaltschaft
und Chefermittler im Fifa-Fall, Staatsanwalt Olivier Thormann, kurz vor
Veröffentlichung der Leaks vorsorglich freigestellt worden war. Verschiedene
Parlamentsmitglieder und auch die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-
BA) kündigten in der Folge an, die Hintergründe dieser Treffen und der Freistellung
abklären zu wollen. In den Medien wurden in der Folge zwei Fragen diskutiert: Weshalb
Thormann, der schliesslich nicht mehr auf seinen Posten zurückkehrte, trotz nicht
erhärtetem Verdacht gegen ihn suspendiert worden sei und weshalb die
«Standortbestimmungen mit Verfahrensbeteiligten», wie die Bundesanwaltschaft die
Treffen mit Infantino bezeichnete, ausserhalb der behördlichen Räumlichkeiten
stattgefunden hätten und nicht protokolliert worden seien. In einer Pressekonferenz
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erklärte Lauber seine Treffen mit der Fifa-Führung. Es sei um eine Standortbestimmung
gegangen und um die Entwicklung einer Strategie für die Führung des Verfahrens. Die
Fifa sei Privatkläger und geschädigte Partei, daher sei es darum gegangen, abzuklären,
ob der Weltfussballverband auch unter Infantino kooperativ bleiben würde. Eine
Dokumentationspflicht gelte für solche koordinative und informelle Treffen nicht.
Hinsichtlich Thormann sei er von Amtes wegen verpflichtet gewesen, abzuklären, ob
dieser sich straffällig verhalten habe.

Die Medien berichteten trotz der Beteuerungen Laubers zunehmend skeptisch über die
Affäre. Die NZZ schrieb noch Ende 2018 etwa von einer «nebulösen Nähe» zwischen der
Fifa und der Bundesanwaltschaft. Ins mediale Fadenkreuz geriet dabei auch der
Oberstaatsanwalt des Kantons Wallis und Jugendfreund des Fifa-Generalsekretärs,
Rinaldo Arnold, der laut NZZ die Treffen zwischen Lauber und Infantino eingefädelt und
dafür von Infantino verschiedene Gefälligkeiten erhalten haben soll. 

Eine neue Wendung erhielt die Geschichte Mitte April 2019. Das Verfahren gegen Arnold
wurde zwar eingestellt – die Geschenke im Gesamtwert von rund CHF 20'000 seien aus
einem freundschaftlichen Verhältnis heraus erfolgt –, im Rahmen der Untersuchungen
stiess man aber auf Daten, die auf ein drittes Treffen zwischen Lauber und Infantino im
Sommer 2017 in Bern hindeuteten, an dessen Inhalt sich aber niemand erinnern könne
und das ebenfalls nicht protokolliert worden sei, so die NZZ. Auf die Frage der AB-BA im
November 2018, ob weitere Treffen stattgefunden hätten, habe Lauber mit «Nein, nie
auf Stufe Bundesanwalt» geantwortet, meldete der Tages-Anzeiger. Nicht nur diese
Aussage, sondern auch der Zeitpunkt des Treffens müsse auf Misstrauen stossen, so die
Medien. Rund ein halbes Jahr nach dem Treffen habe die Bundesanwaltschaft nämlich
die Ermittlungen gegen Infantino selber eingestellt, die diesen in seiner Rolle als
damaligen Uefa-Rechtschef betroffen und unter Korruptionsverdacht gestellt hätten.

Die AB-BA hatte in der Zwischenzeit die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen
Lauber geprüft. Dieser setze nicht nur seine Karriere, sondern auch die millionenteuren
Ermittlungen und das Ansehen der Schweiz aufs Spiel, kritisierte Hanspeter Uster,
aktueller Präsident der AB-BA. Der Fifa-Komplex sei systemrelevant geworden. Zudem
könnten solche nicht protokollierte Treffen von den Verteidigern einer anklagenden
Partei als Befangenheit der Bundesanwaltschaft in einen Prozess eingebracht werden. 

In der Folge wurden die Kritiken mit der Wiederwahl Laubers für die Amtszeit 2020 bis
2023, die für die Sommersession 2019  geplant war, verknüpft. Verschiedene
Parlamentsmitglieder meldeten sich zu Wort. «Ein Bundesanwalt, der die Wahrheit
verschweigt oder der lügt, ist nicht tragbar», liess sich etwa Christa Markwalder (fdp,
BE) im Sonntags-Blick zitieren. Ein Bundesanwalt mit Gedächtnislücken sei nicht
haltbar, meinte auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im «Blick». Lauber
bestätigte in einem Radiointerview, sich nicht mehr an das Treffen erinnern zu können
und beteuerte seine Absicht, zur Wiederwahl antreten zu wollen. 47

Ein Element im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der Fédération
Internationale de Football Association (Fifa) war das in den Medien so bezeichnete
«Sommermärchen-Verfahren» (Tages-Anzeiger), in welchem die Vergabe der
Weltmeisterschaft 2006 an Deutschland untersucht und die Spitze des Deutschen
Fussballbundes angeklagt werden sollte. Dieses drohe aufgrund des schleppenden
Tempos der Bundesanwaltshaft zu verjähren, da die Verjährungsfrist 15 Jahre betrage.
Die strittige Zahlung, die im Mittelpunkt dieser Untersuchung stand – dem Fifa-
Funktionär Mohamed bin Hammam sollen CHF 10 Mio. überwiesen worden sein, um ihn
günstig zu stimmen –, soll Ende April 2005 gemacht worden sein. Den in diesem
Zusammenhang stehenden, international hohe Wellen werfenden Untersuchungen
gegen Sepp Blatter, Franz Beckenbauer, die beiden Ex-Präsidenten des deutschen
Fussballbundes, Theo Zwanziger und Wolfgang Niersbach, sowie gegen den
Generalsekretär des Deutschen Fussballbundes Horst Schmidt und den Schweizer Ex-
Fifa-Generalsekretär Urs Linsi drohten zudem Verzögerungen, weil aufgrund der
Treffen Laubers mit Infantino tatsächlich ein Ausstandsbegehren, also ein Verdacht auf
Befangenheit, beim Bundesstrafgericht eingereicht worden war. 
Darüber hinaus reichte Zwanziger bei der Bundesanwaltschaft eine Strafanzeige gegen
Infantino wegen ungetreuer Geschäftsbesorgung ein. Und auch Blatter gab bekannt,
rechtliche Schritte gegen seinen Nachfolger unternehmen zu wollen. 

Öl ins Feuer – so die NZZ – goss dann auch noch der ehemalige Präsident der Uefa,
Michel Platini. Er kolportierte via französische Medien, dass die Schweizer
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Bundesanwaltschaft just in dem Moment ein Strafverfahren gegen Josef Blatter und ihn
eingeleitet habe – Platini stand unter Verdacht, von Blatter ein Honorar von CHF 2 Mio.
erhalten zu haben –, als Platini sich für die Präsidentschaft der Fifa beworben habe.
Zwei Monate vor der Eröffnung dieses Verfahrens habe ein Treffen zwischen
Bundesanwalt Lauber und Infantino stattgefunden – Infantino wurde später zum Fifa-
Präsidenten gewählt. In der Fachwelt wurde spekuliert, wie die Bundesanwaltschaft von
der Millionen-Zahlung, die Grundlage für die Einleitung des Strafverfahrens gewesen
war, Kenntnis haben konnte. Freilich räumte Platini ein, dass er keine Beweise habe.

Mitte Juni 2019 kam es dann zu «Laubers Waterloo», wie die Aargauer Zeitung titelte:
Das Bundesstrafgericht erklärte den Bundesanwalt rückwirkend auf 2016 für befangen
im Fifa-Fall. Lauber habe Verfahrensregeln verletzt und sich aktiv in laufende Verfahren
eingemischt, wobei der Zweck sowie Inhalt der Treffen zwischen Lauber und Infantino
nicht klar seien. Das Gebot der Gleichbehandlung aller Verfahrensbeteiligten sei
missachtet worden. Wenn solche Treffen, wie Lauber stets beteuert habe, einer
effizienten Beweissicherung und Sachverhaltsabklärung dienen würden, dann müssten
sich diese auch in konkreten Verfahren niederschlagen, was bisher nicht der Fall sei, so
das Gericht in seiner Begründung. Da das Urteil rechtskräftig war, musste Lauber beim
Fifa-Dossier ab sofort in den Ausstand treten. Die Leitung des Verfahrens-Komplexes
werde vom stellvertretenden Bundesanwalt Jacques Rayroud übernommen, der kurz
zuvor vom Parlament in seinem Amt bestätigt worden war. Ob und wie sich diese
«Schlappe» und dieses «Fiasko» (St. Galler Tagblatt) für den Bundesanwalt hinsichtlich
seiner auf den Herbst verschobenen Wiederwahl auswirken würde, wurde zur zentralen
Frage in den Medien. Die Stimmen, die seiner Bestätigung skeptisch gegenüberstünden,
würden sich mit dem Befangenheitsurteil wohl noch mehren, urteilte die NZZ. 

Doch die Geschichte war damit für Lauber noch nicht zu Ende. Er wehrte sich gegen
den Entscheid des Bundesstrafgerichts, indem er einem der drei urteilenden
Bundesrichter selber Befangenheit vorwarf. Lauber erkläre den Krieg, titelte Le Temps.
Auf das mit dem Vorwurf verknüpfte Revisionsgesuch ging dann die Berufungskammer
des Bundesstrafgerichts allerdings nicht ein – Befangenheitsentscheide seien keine
revisionsfähigen Urteile, so die gerichtliche Begründung –, so dass der
«Befreiungsschlag» zum «Rohrkrepierer» geworden sei, wie die Basler Zeitung Mitte
Juli kommentierte. 

Anfang August kam es dann zu ersten Anklagen gegen Spitzenfunktionäre aus dem
Sommermärchen-Fall. Angeklagt wurden Zwanziger, Niersbach, Schmidt und Linsi.
Ebenfalls angeklagt worden wäre Franz Beckenbauer. Da dieser aber aus
gesundheitlichen Gründen nicht vernehmungsfähig war, wurde das Verfahren gegen ihn
abgetrennt. Auch das Strafverfahren gegen Blatter wegen mutmasslicher ungetreuer
Geschäftsbesorgung lief parallel weiter. Im Blick wurde gemutmasst, dass Lauber mit
den Anklagen den «Befreiungsschlag» versuche, um seine «Karten auf eine Wiederwahl
im September zu verbessern». Weil die Wiederwahl schliesslich Ende September
gelang, wurde es in den Medien um die Fifa-Affäre bis Ende Jahr wieder still. 48

Anfang 2022 hatte der neue Bundesanwalt Stefan Blättler sein Amt als Nachfolger von
Michael Lauber angetreten. Nach rund 100 Tagen im Amt trat Blättler zum ersten Mal
öffentlich vor die Presse und erklärte in einer Zwischenbilanz die vier Schwerpunkte,
auf die er seinen Fokus legen wollte: Kriminelle Organisationen, die in der Schweiz
einen attraktiven Standort fänden, müssten mit Hilfe verbesserter internationaler
Zusammenarbeit bekämpft werden; um den Schweizer Finanzplatz zu schützen, solle
vor allem Wirtschaftskriminalität, Geldwäscherei und Korruption geahndet werden;
zwar sei die Terrorbekämpfung aufgrund des Krieges in der Ukraine in den Hintergrund
gerückt, sie sei aber nach wie vor virulent. Hier müsse die Zusammenarbeit mit den
Kantonen verbessert werden. Schliesslich müsse die Schweiz mithelfen,
Kriegsverbrechen zu bestrafen. Das Interesse der Medien an seinem Vorgänger und
entsprechende Fragen konterte Blättler mit den Worten: «Ich bin nicht gekommen, um
Vergangenheitsbewältigung zu betreiben.» Er habe «eine gut geführte und professionell
aufgestellte Organisation mit motivierten Mitarbeitern» übernehmen können. 

In den Medien wurde der Auftritt des neuen Bundesanwalts gelobt; es gehe ihm im
Gegensatz zu seinem Vorgänger um die Sache und nicht um seine Person, urteilte etwa
der Tages-Anzeiger. Habe Lauber «nach Sololäufen und groben Verstössen»
zurücktreten müssen, lasse sich Blättler von seinen Stellvertretern Ruedi Montanari und
Jacques Rayroud begleiten, um den Teamgedanken zu demonstrieren. Blättler setze
stark auf Zusammenarbeit; dies sei auch aus seinem Arbeitsumfeld zu hören, so der
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Tages-Anzeiger weiter. Kritischer tönte es in der Aargauer Zeitung: Ernüchterung habe
sich breit gemacht, weil die erwartete Aufbruchstimmung ausgeblieben sei und Blättler
bisher weder organisatorisch noch personell Schwerpunkte gesetzt habe. 49

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Die unter dem Titel Finanzaffäre bekanntgewordenen Aufklärungen und
Auseinandersetzungen um das Finanzgebaren der Regierung des Kantons Bern
zeitigten weitere Konsequenzen. Die fünf sich zu einer Wiederwahl stellenden
Exekutivmitglieder wurden zwar alle in ihrem Amt bestätigt. Die bisherigen
Regierungsparteien SVP und SP — die Freisinnigen sind in der neuen Exekutive nicht
mehr vertreten — müssen sich jedoch mit der gemässigt grünen Freien Liste in die
Regierungsverantwortung teilen. Der neu konstituierte Grosse Rat nahm in seiner
ersten Session von einem Bericht der Besonderen Untersuchungskommission (BUK)
über die Verwendung der den Regierungsräten zur Verfügung stehenden sogenannten
Direktionskassen Kenntnis und beauftragte daraufhin einstimmig seine
Präsidentenkonferenz mit der Einreichung einer Strafklage gegen die neun während
der vergangenen Legislaturperiode amtierenden Regierungsräte und den ehemaligen
Staatsschreiber Josi. Zudem hob das Parlament die Immunität der erwähnten
Beschuldigten und - auf Ersuchen der Justizbehörden - ebenfalls von drei weiteren
ehemaligen Regierungsräten auf. Kurz vor Jahresende wurde ausserdem bekannt, dass
in den 70er Jahren die bernischen Regierungsparteien SVP, SP und FDP beträchtliche
anonyme Spenden von Firmen erhalten hatten, die sich mehrheitlich in Staatsbesitz
befinden (Kantonalbank, Hypothekarkasse und Bernische Kraftwerke). Federführend
beteiligt an diesen Transaktionen war gemäss eigenen Aussagen der ehemalige SVP-
Regierungsrat Martignoni. 50

WAHLEN
DATUM: 30.05.1986
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Fabian Molina (sp, ZH) reichte im Dezember 2019 eine parlamentarische Initiative ein,
mit der er die Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei schweren
Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker und
Politikerinnen forderte. Der Bundesrat solle gesetzliche Grundlagen erarbeiten, auf
Basis derer Konto- und Reisesperren gegen hochrangige ausländische Politiker und
Politikerinnen verhängt werden können. Die Sanktionen seien auf zwei Jahre mit der
Option einer einmaligen Verlängerung zu beschränken, zudem müsste eine unabhängige
Ombudsstelle für Beschwerden eingerichtet werden. Molina argumentierte, dass
umfassende Wirtschaftssanktionen in der Regel schwere humanitäre Auswirkungen auf
die Zivilbevölkerung und Drittstaaten hätten, weshalb man stattdessen auf «Smart
Sanctions», die nur einzelne Personen treffen, setzen müsse. Der Initiant bemängelte,
dass die bestehenden gesetzlichen Grundlagen für repressive Massnahmen bei
Menschenrechtsverletzungen und Korruptionsverbrechen – namentlich das
Embargogesetz, das Güterkontrollgesetz, das Kriegsmaterialgesetz, das Bundesgesetz
über internationale Rechtshilfe in Strafsachen, das Potentatengeldergesetz und das
Strafgesetz – Lücken aufwiesen. Die Schweiz habe beispielsweise ohne Sanktionen
durch den UNO-Sicherheitsrat oder die EU kaum Möglichkeiten, auf gravierende
Ereignisse zu reagieren, oder müsse wie im Fall des ermordeten Journalisten Khashoggi
auf sachfremde Massnahmen wie die Sistierung des DBA zurückgreifen.
Die APK-NR gab der parlamentarischen Initiative im Januar 2021 mit 13 zu 8 Stimmen
Folge. Ihre Schwesterkommission vertrat jedoch im April 2021 die Auffassung, dass die
bestehenden Gesetzesgrundlagen ausreichen würden, um entsprechende Massnahmen
zu ergreifen. Mit den von Molina neu geforderten Sanktionen würde sich die Schweiz
international stärker exponieren, zudem seien eigenständige Sanktionsmassnahmen
weniger wirksam, dafür aber ressourcenintensiver als ein international abgestimmtes
Vorgehen. Daher gab die APK-SR der Initiative mit 7 zu 5 Stimmen keine Folge. Im Mai
2022 musste die APK-NR daher darüber entscheiden, ob sie an ihrem ursprünglichen
Beschluss festhalten wollte, was sie mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) auch tat und
der Initiative damit erneut Folge gab. 51
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In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für
gezielte Sanktionen bei schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch
hochrangige Politiker und Politikerinnen. Die APK-NR hatte der Initiative im Vorfeld
der Session mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge gegeben.
Kommissionssprecher und Initiant Fabian Molina argumentierte, dass die Sanktionen
der europäischen Länder in Reaktion auf den russischen Angriff auf die Ukraine
Wirkung gezeigt hätten. Sanktionen seien das einzige Mittel zwischen Krieg und Frieden,
um «Regelbrecher zur Raison zu bringen». Um die Zivilbevölkerung dadurch aber nicht
zu schädigen, müsse man «smart sanctions» nutzen, die gezielt die Verantwortlichen
von Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen strafen. Die Schweiz tue sich
generell schwer mit der Übernahme von Sanktionen, es fehle aber auch die rechtliche
Grundlage für eigenständige Sanktionen, erläuterte Molina. Molina bezeichnete den
Umstand, dass die Schweiz UNO-Sanktionen und Massnahmen der OSZE und der EU
übernehmen müsse als «nicht neutral und noch weniger souverän». Die APK-NR habe
daher auch bei der Revision des Embargogesetzes einen Artikel vorgeschlagen, der es
dem Bundesrat bei Menschenrechtsverletzungen erlauben soll, eigenständige
Sanktionen gegen Personen oder Entitäten anzuordnen. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
kritisierte Molina dafür, dass er die Forderung seiner parlamentarischen Initiative
bereits im Embargogesetz eingebracht habe und somit dem Rat zweimal das gleiche
Anliegen vorlege und forderte den Rückzug der Initiative. Fabian Molina erklärte, dass
dies gemäss Parlamentsrecht nicht möglich sei, weil sie bereits in der Kommission
beraten worden war, er wolle aber insbesondere auch im Hinblick auf die Beratung im
Ständerat an der Initiative festhalten. Eine Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE)
forderte die Ablehnung der Initiative, einerseits weil der Begriff
«Menschenrechtsverbrechen» eine Verurteilung nach eingehender Untersuchung
voraussetzen würde, andererseits weil die Schweiz dadurch zur aktiven Akteurin im
Sanktionsbereich und somit zu einer an internationalen Konflikten beteiligten Partei
werden würde. Nidegger befürchtete auch, dass der Rechtsstaat geschwächt werden
könnte und die Schweiz im Ausmass der Sanktionen sogar weiter gehen könnte, als die
UNO und die wichtigsten Handelspartner. Der Minderheitsführer argumentierte in der
Ratsdebatte, dass nur Staaten als Völkerrechtssubjekte das Völkerrecht verletzen
könnten und daher auch nur Staaten Gegenstand von Sanktionen sein könnten. Der
Nationalrat gab der Initiative schliesslich mit 104 zu 74 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Folge. Die SVP-Fraktion, sowie die FDP.Liberale-Fraktion stimmten fast geschlossen
dagegen. 52

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2022
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2022 beriet der Ständerat über die parlamentarische Initiative
Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei
schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker
und Politikerinnen. Damian Müller (fdp, LU) erläuterte der kleinen Kammer die
Geschichte des Geschäfts, dem von der APK-NR im Januar 2021 Folge gegeben worden
war. Die APK-SR hatte der Initiative zwar im April 2021 nicht zugestimmt, da die APK-NR
aber daran festgehalten hatte und der Nationalrat die Initiative in der Folge ebenfalls
angenommen hatte, musste sich die APK-SR erneut damit befassen.
Kommissionssprecher Müller erklärte, dass die Kommission die Differenzbereinigung
beim Embargogesetz habe abwarten wollen und daher die Beratung des Geschäfts
verschoben hatte. Da man bei der Beratung des Embargogesetzes verneint habe, eine
Rechtsgrundlage für eigenständige Sanktionen schaffen zu wollen, mache es in den
Augen der Kommissionsmehrheit auch keinen Sinn, der Initiative Folge zu geben. Eine
Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte dem Rat dennoch, der Initiative Folge zu geben,
da durch die persönliche Sanktionierung einzelner hochrangiger Personen negative
Konsequenzen für die Zivilbevölkerung vermieden werden könnten. Jositsch erklärte,
dass die Initiative – wie der ähnlich ausgestaltete Minderheitsantrag Sommaruga (sp,
GE) zum Embargogesetz – eine Ombudsstelle zur Wahrung der rechtsstaatlichen
Prinzipien vorsehe. Er erwarte jedoch nicht, dass dies den Ständerat umstimmen
würde. Damit behielt er Recht und der Ständerat gab der Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
keine Folge, womit das Geschäft erledigt war. 53
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le parlement a pris acte du rapport de la délégation suisse auprès de l’Assemblée
parlementaire du Conseil de l’Europe. Dans leur présentation, les délégués ont mis
l’accent sur les principaux thèmes de leurs travaux: démocratie et droits de l’homme,
cohésion sociale, développement et consolidation de la stabilité démocratique en
Europe de l’Est et protection des diversités culturelles. En outre, le gouvernement a
annoncé sa volonté de ratifier d’ici la fin de la magistrature 2003 la Convention pénale
que le Conseil de l’Europe consacre à la lutte contre la corruption. Celle-ci entend
harmoniser les normes pénales des Etats membres et simplifier la coopération
internationale. Le texte devrait permettre de combler quelques lacunes du droit suisse,
notamment en matière de répression de la corruption passive de fonctionnaires
étrangers. 54

BERICHT
DATUM: 13.03.2001
FRANÇOIS BARRAS

En fin d’année, la Suisse, par l’intermédiaire du seco, a offert son soutien à l’enquête
menée sur des actes de corruption commis dans le cadre du programme « pétrole
contre nourriture » mis en place en Irak sous l’égide des Nations Unies. 55

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.12.2004
ELIE BURGOS

Entwicklungspolitik

Carlo Sommaruga (sp, GE) forderte im Juni 2022 in einer Motion die Stärkung des
Privatsektors in den Schwerpunktländern der internationalen Zusammenarbeit der
Schweiz. Der Bundesrat solle in der neuen Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2025-2028 die Förderung und Unterstützung des lokalen
Privatsektors in den Partnerländern priorisieren. Sommaruga wünschte sich
insbesondere einen Fokus auf die Schaffung von mehr menschenwürdigen
Arbeitsplätzen, was bereits einer der vier thematischen Schwerpunkte der IZA-Strategie
2021-2024 gewesen sei. Durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen könne man
Privatinitiativen fördern und zu einer verantwortungsvollen Verwaltung öffentlicher
Mittel beitragen, womit wiederum die Stabilität und die wirtschaftliche Gouvernanz
gestärkt würden. Die Festigung des lokalen Privatsektors könne zudem zu den anderen
thematischen Schwerpunkten der IZA beitragen, beispielsweise der Bekämpfung des
Klimawandels, der Verringerung irregulärer Migration und der nachhaltigen
Bewirtschaftung von natürlichen Ressourcen. In seiner Stellungnahme kündigte der
Bundesrat an, im ersten Halbjahr 2023 die Vernehmlassung zur Botschaft über die IZA-
Strategie 2025-2028 zu eröffnen. Da die Förderung und Unterstützung des lokalen
Privatsektors bei der Erarbeitung der Botschaft berücksichtigt würden, beantragte er
die Annahme der Motion. 
In der Herbstsession 2022 zeigte Aussenminister Cassis der kleinen Kammer auf, dass
die DEZA und das SECO konkret dazu beitragen würden, im Rahmen der IZA die
Rahmenbedingungen für lokale Unternehmen zu verbessern. Über die Stiftung SIFEM –
die Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes – habe die Schweiz in den
letzten fünfzehn Jahren zudem bereits über 900'000 Arbeitsplätze geschaffen oder
erhalten. Der Ständerat nahm die Motion in der Folge einstimmig an. 56

MOTION
DATUM: 27.09.2022
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2023 befasste sich der Nationalrat mit der Motion von Carlo
Sommaruga (sp, GE), die eine Stärkung des Privatsektors in den Schwerpunktländern
der internationalen Zusammenarbeit der Schweiz verlangte. Eine Minderheit der
vorberatenden APK-NR, angeführt von Andreas Aebi (svp, BE), beantragte die Ablehnung
der Motion. Kommissionssprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) setzte
sich im Namen der Mehrheit für die Annahme des Vorstosses ein und verlangte, dass
die Schaffung menschenwürdiger Arbeitsplätze mittels Förderung des lokalen
Privatsektors ein Schwerpunkt in der IZA 2025-2028 werden solle. Sie argumentierte,
dass dadurch im Sinne der Nachhaltigkeitsziele ein Systemwechsel vor Ort initiiert
werden könnte. Die Motion stehe zudem im Einklang mit dem Programm zur
Weiterentwicklung der Entwicklungszusammenarbeit. Ihr Kommissionskollege Laurent
Wehrli (fdp, VD) ergänzte, dass die Stärkung des Privatsektors zu weiteren thematischen
Schwerpunkten der IZA beitrage, namentlich der Bekämpfung des Klimawandels und der
nachhaltigen Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen. 
Minderheitensprecher Andreas Aebi teilte zwar das Anliegen der Motion, befand sie
aber für überflüssig, da die Einbindung des Privatsektors laut DEZA bereits Tatsache sei.
Die Motion verursache somit nur unnötige Kosten ohne wirklichen Mehrwert. Bundesrat
Ignazio Cassis befürwortete im Namen des Bundesrates die Annahme der Motion und
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versprach, die bisher in diesem Bereich gemachten Erfahrungen in die Prioritäten der
kommenden IZA-Strategie einfliessen zu lassen. Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 116 zu 61 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deutlich an. Die Gegenstimmen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der SVP, wobei sich diesen auch einige Vertreter und
Vertreterinnen der FDP und der Mitte anschlossen. 57

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Un ex-comptable des services de renseignements de l’armée qui détournait des fonds à
son profit a été arrêté. Les allégations selon lesquelles cet argent aurait servi à financer
une armée secrète en Suisse ont finalement été démenties par l’accusé lui-même. Du
coup, l’affaire «Bellasi» s’est résumée à une simple opération crapuleuse après avoir
mis l’opinion publique et le DDPS en émoi. 58

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.08.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Militärorganisation

Au début de l'année, le procureur de la Confédération, Carla del Ponte, et l'auditeur en
chef de l'armée, Jürg van Wijnkoop, ont révélé que des enquêtes pénales avaient été
ouvertes contre trois personnes soupçonnées de dispersion d'informations
confidentielles et secrètes de l'armée, de délits de corruption et d'abus de
patrimoine. Ces trois personnes – un ancien haut gradé de l'armée, le colonel Friedrich
Nyffenegger, un directeur d'une société de communication zurichoise, Gustav Furrer,
et un chef d'entreprise lucernois, Hans Kronenberg – sont accusées d'avoir commis
plusieurs actes délictueux lors des 8 dernières années. 
La première affaire – dans laquelle sont impliqués le colonel à la retraite et le directeur
zurichois – porte sur la mise sur pied entre 1993 et 1995 d'un CD-Rom destiné aux
officiers de l'état-major et comprenant de nombreuses informations confidentielles et
top secrètes sur l'armée (conduite de la mobilisation, emplacement des ouvrages
minés, dépôts de munitions, plan de bataille). Lors de la réalisation de ce projet confiée
par F. Nyffenegger à l'entreprise du dirigeant zurichois, les deux hommes n'auraient pas
respecté les normes de sécurité en matière de protection de l'information.
Notamment, l'élaboration du CD-Rom n'aurait pas eu lieu dans les locaux du DMF, mais
au sein de l'entreprise zurichoise, à la merci de regards indiscrets. Le colonel
Nyffenegger aurait pour sa part détenu sans autre mesure de sécurité des exemplaires
du CD-Rom à son domicile. Les enquêteurs ont également constaté la disparition de
trois de ces CD-Rom. Des soupçons de corruption pèsent par ailleurs sur les deux
hommes, les investigations policières ayant révélé que G. Furrer avait versé quelque
CHF 12'000 sur le compte du colonel à la retraite. Ce versement aurait été effectué par
l'entrepreneur afin de décrocher le mandat concernant la réalisation du CD-Rom. Il est
par ailleurs à noter que le juge d'instruction militaire a élargi à quatre autres personnes
l'inculpation pour violation des prescriptions de sécurité en matière d'informations
militaires. Les quatre nouveaux inculpés sont le brigadier Paul Meyer, supérieur
hiérarchique direct de F. Nyffenegger, un fonctionnaire du Groupement de
l'Armement, un employé de l'entreprise zurichoise de communication ainsi que l'ancien
directeur de l'entreprise vaudoise chargé de l'impression du CD-Rom.
La deuxième et la troisième affaires portent respectivement sur les festivités mises sur
pied par le DMF en 1989 pour célébrer les 50 ans de la mobilisation générale (opération
Diamant) et sur une exposition de matériel didactique (Didacta) organisée à Bâle en
1988. Dans ces deux affaires, dans lesquelles l'homme d'affaires bâlois serait également
impliqué, les enquêteurs ont découvert au domicile des trois accusés du matériel
(télévisions, magnétoscopes, meubles de bureau) acheté par le DMF pour ces
manifestations et que les trois hommes se seraient approprié illégalement. Les
investigations ont en outre révélé que le colonel avait reçu, dans le cadre de
l'organisation de ces deux manifestations également, de substantielles sommes
d'argent (quelque CHF 120'000) de la part des deux hommes. Pour le ministère public,
ces versements pourraient être liés – du moins en ce qui concerne le dirigeant de la
société zurichoise – avec le fait que ce dernier ait organisé l'aspect communication de
l'opération Diamant. 59
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A la suite de l'ouverture de ces procédures pénales, trois enquêtes portant sur des
aspects administratifs et militaires furent ouvertes parallèlement. La première –
menée par le chef de l'état-major général Arthur Liener sur demande du chef du DMF –
devait déterminer si l'aide mémoire électronique avait pu, en raison de l'absence de
mesures de sécurité, tomber dans les mains des services d'espionnage étrangers.
Rendant ses conclusions, le chef de l'état-major général n'a pu écarter avec certitude
une telle éventualité. A Liener a souligné que si tel était le cas, le préjudice pour la
sécurité du pays serait non négligeable, les informations contenues dans le CD-Rom
procurant alors à l'adversaire des avantages importants du point de vue du temps et
des moyens à utiliser. Le plus haut gradé de l'armée suisse a tenu cependant à
relativiser les conséquences d'une telle éventualité dans la mesure où les changements
permanents que connaît l'organisation militaire – et notamment la très prochaine
réorganisation totale de la mobilisation – rendent caduques de nombreuses
informations contenues dans le CD-Rom.
Les deux autres enquêtes furent menées l'une par une délégation des commissions de
gestion des deux chambres, l'autre par l'ancien préposé aux fiches René Bacher, ce
dernier ayant été chargé par Adolf Ogi de mettre en lumière les dysfonctionnements au
sein du DMF à l'origine de cette situation. Parvenant à des conclusions dans l'ensemble
similaires, les deux rapports ont dénoncé l'absence de contrôle et de surveillance
auxquels aurait dû être soumis le colonel Nyffenegger. En ce qui concerne plus
particulièrement l'opération Diamant, tant R. Bacher que les parlementaires ont
souligné que la totale liberté dont avait bénéficié l'officier avait sans doute été à
l'origine d'un dépassement de budget s'élevant à près de 100%. Les principaux
responsables de cet état de fait seraient, outre F. Nyffenegger, le chef de l'instruction
de l'époque, Rolf Binder, ainsi que le secrétaire général du DMF, Hans-Ulrich Ernst,
lesquels auraient failli à leur devoir de surveillance. Les deux enquêtes ont également
critiqué la totale opacité des opérations financières réalisées lors de la
commémoration de la mobilisation. 
En ce qui concerne l'affaire portant sur l'aide mémoire électronique, l'enquête
administrative commandée par A. Ogi ainsi que celle parlementaire ont relevé à
nouveau que s'il était vraisemblable, sous réserve des conclusions de l'enquête pénale,
que le colonel Nyffenegger avait eu des comportements répréhensibles, ces derniers
seraient avant tout la conséquence d'un système de gestion et d'organisation
inefficace. Dans cette affaire également, le colonel Nyffenegger n'aurait été soumis à
aucune surveillance. Les mesures tant informatiques qu'organisationnelles pour
garantir le caractère secret des informations contenues dans le CD-Rom auraient été
en outre amplement insuffisantes, la délégation parlementaire relevant par exemple
que le CD-Rom pouvait être facilement lu et copié à partir d'un logiciel standard. Les
principaux responsables de cette situation seraient le supérieur hiérarchique direct de
F. Nyffenegger, le brigadier P. Meyer, et, en premier lieu, le chef de l'état-major
général, A. Liener. Selon les termes des deux rapports, ce dernier porte la
responsabilité finale des différents dysfonctionnements, le chef de l'armée ayant
gravement manqué à son devoir de surveillance.
Le CN a par ailleurs décidé de ne pas donner suite à une initiative parlementaire
Chiffelle (ps, VD) (Iv.pa. 96.411) demandant qu'une commission d'enquête parlementaire
(CEP) soit mise sur pied pour mettre en lumière les tenants et les aboutissants de ces
différentes affaires. A l'exception des députés socialistes et écologistes, les CN n'ont
pas partagé les préoccupations exprimées par l'initiant: ils ont estimé suffisants les
moyens à la disposition des commissions de gestion. 60

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.09.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Lors de la session de printemps, les chambres ont pris acte du rapport portant sur
l'affaire dite des CD-Rom que lui avait remis l'année précédente la délégation des
commissions de gestion (CdG) du parlement. Devant des rangs quelque peu clairsemés,
il fut relevé à plusieurs reprises que les dégâts causés par cette affaire étaient non
seulement d'ordre strictement militaire, mais également, voire surtout, d'ordre
psychologique et politique: les différentes défaillances en matière de sécurité
d'informations top secrètes révélées par le rapport portaient en effet un coup
important avant tout à la crédibilité de l'armée, certains orateurs ne manquant pas
d'ajouter que plusieurs années seraient nécessaires pour rétablir la confiance dans
l'institution militaire. Cette perte de crédibilité était par ailleurs d'autant plus
importante que les fautes incriminées avaient été commises à un haut, voire au plus
haut niveau hiérarchique. Malgré ce jugement dans l'ensemble négatif, les
parlementaires ont cependant également tenu à saluer les mesures entre-temps prises
par le DMF en matière de protection des données et d'organisation du département.
Nombreux furent en outre les intervenants, plus particulièrement au sein du Conseil
des Etats, à rendre hommage au chef de l'état-major Arthur Liener, qui, en

BERICHT
DATUM: 21.06.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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démissionnant, avait contribué selon eux à désamorcer une crise dont il n'était de loin
pas l'unique responsable. A ce sujet, les rapporteurs de la délégation des deux CdG ont
également tenu à préciser que, contrairement à ce que d'aucuns avaient laissé
entendre, jamais la démission du plus haut gradé de l'armée suisse n'avait été exigée
par la délégation. Adolf Ogi a pour sa part également souligné que la démission d'A.
Liener avait été prise librement par l'intéressé. 61

Outre le rapport sur l'affaire de l'aide-mémoire électronique, le Conseil des Etats a
également pris acte du rapport publié par sa propre commission de gestion
concernant les deux autres affaires (Diamant et Didacta). Exprimant largement les
mêmes critiques que celles faites au sujet de l'affaire des CD-Rom, les sénateurs ont
plus particulièrement dénoncé la totale liberté dont avait bénéficié le colonel
Nyffenegger. Cette absence de surveillance de la part des plus hauts échelons de la
hiérarchie – Conseil fédéral inclus – était, aux yeux des conseillers aux Etats, à l'origine
du faramineux dépassement de budget relatif à la commémoration de la mobilisation
de 1939. Rapporteur de la commission, le socialiste Aeby (FR) a souligné que le «chèque
en blanc» donné au colonel Nyffenegger s'expliquait sans doute par le fait que les
autorités, soucieuses avant tout de donner une image positive de l'armée à quelques
mois de la votation sur sa suppression, avaient été peu regardantes sur les moyens.
Relevant également l'opacité totale de la comptabilité du DMF en la matière, le sénateur
socialiste a dénoncé une volonté de dissimuler au parlement l'importance des
ressources financières engagées pour ces opérations de relations publiques. 62

BERICHT
DATUM: 24.06.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

S'étant saisi des aspects pénaux des trois affaires, le juge d'instruction militaire a pour
sa part clos son enquête et transmis le dossier à l'auditeur en chef de l'armée. Au sujet
des deux principaux protagonistes de l'affaire des CD-Rom – à savoir Friedrich
Nyffenegger et Gustav Furrer (mandataire du projet) – l'instruction a pu confirmer le
soupçon de violations du secret militaire, l'enquête ayant révélé que des prescriptions
élémentaires de sécurité n'avaient pas été respectées. La peine théorique maximale
encourue par les deux hommes est de sept ans et demi de réclusion. En ce qui
concerne les neuf autres personnes inculpées, le juge d'instruction a recommandé au
procureur de dresser un acte d'accusation contre trois d'entre eux. Parmi les six
autres, deux devraient pouvoir bénéficier d'un non-lieu, alors que pour les quatre
derniers une ordonnance de condamnation (maximum 30 jours d'emprisonnement ou
amende) devrait suffire. L'enquête civile n'est de son côté pas encore terminée.
Portant également sur les affaires dites «Diamant» et «Didacta» et impliquant
principalement, outre F. Nyffenegger et G. Furrer, l'entrepreneur Hans Kronenberg,
l'instruction civile confirmera ou non les soupçons de corruption et de faux dans les
titres pesant sur les trois hommes. Le juge civil devrait rendre ses conclusions l'année
prochaine. 63

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.09.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

L’affaire Nyffenegger a connu un premier épilogue. L’ensemble de la procédure pénale,
militaire et administrative qui avait commencé en janvier 1996 s’est achevée en juillet
1998. Le colonel à la retraite Friedrich Nyffenegger a été convoqué devant la justice
dans le cadre de trois affaires différentes: l’exposition de matériel didactique Didacta
en 1988, la commémoration de la mobilisation générale de 1939 (opération Diamant) en
1989 et la transposition d’un aide-mémoire pour officiers sur CD-Rom. Le procès
militaire s’est déroulé en décembre à Aarau devant le tribunal de division 10B. Le
colonel y était accusé de violation du secret militaire et des prescriptions sur la
protection d’informations confidentielles. Il lui était reproché notamment de ne pas
avoir effectué les contrôles nécessaires, ni pris les mesures de sécurité requises lors du
développement, de la distribution et de la destruction de cédéroms secrets et
confidentiels destinés aux officiers supérieurs. L’auditeur de l’armée a requis deux ans
et demi de réclusion contre le colonel pour violation intentionnelle de secrets militaires
et non-respect de prescriptions militaires. La défense, considérant l’engagement de
l’accusé, a plaidé deux mois de prison avec sursis. Le tribunal a finalement condamné
Friedrich Nyffenegger à 15 mois de prison avec sursis. Il a estimé que sa faute n’était
pas particulièrement grave, mais que le colonel avait accepté le risque que des tiers
puissent avoir accès aux données sensibles contenues dans le cédérom, en particulier
les plans de la mobilisation et des fortifications. Deux des quatre autres coaccusés ont
été acquittés et deux ont été condamnés à des peines de un et deux mois de prison
avec sursis. La Cour pénale fédérale jugera à son tour le colonel et d’autres coaccusés
en 1999 pour corruption et divers délits contre le patrimoine. 64

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET
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Convoqué cette fois devant le Tribunal fédéral pour la partie civile de ses délits, le
colonel à la retraite Friedrich Nyffenegger a été condamné à six mois de prison avec
sursis. Trois autres inculpés ont été acquittés. L’ex-colonel était accusé pour l’essentiel
d’avoir détourné des fonds à son profit et de s’être laissé corrompre. Le Tribunal n’a
finalement retenu qu’un délit portant sur CHF 45'000 et rejeté la corruption. Le but de
ce procès consistait à faire définitivement la lumière sur le financement de l’opération
« Diamant », organisée en 1989 pour commémorer le cinquantenaire de la mobilisation
générale. Concernant le volet militaire de l’affaire, l’auditeur de l’armée ainsi que les
défenseurs de Friedrich Nyffenegger et de deux coaccusés ont fait appel contre la
condamnation prononcée en décembre 1998 par le tribunal de division 10B. 65

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 30.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Ausrüstung und Beschaffung

Répondant à une question ordinaire urgente du député socialiste genevois Ziegler, le
Conseil fédéral a reconnu que le procureur de la Confédération avait ouvert une
enquête suite aux informations que lui avait fait parvenir l'ancien conseiller national
Poncet (pl, GE) quant à une éventuelle affaire de corruption lors de l'achat des F/A 18.
Ce dernier a en effet alerté le ministère public après avoir reçu de la part d'une source
étrangère des informations faisant état de versements de dessous-de-table opérés par
le fabricant Mc Donnel-Douglas à des fonctionnaires du DMF. L'enquête devra
déterminer si ces accusations sont exactes ou si elles ne constituent qu'une tentative
d'intoxication de la part des services secrets de pays dont l'avion de combat aurait été
écarté au profit de l'appareil américain. Le gouvernement a pour sa part tenu à préciser
que le DMF ne détenait aucun indice susceptible de motiver concrètement un soupçon
quant à l'existence de telles commissions, ajoutant que le colonel Nyffenegger n'avait
été associé à aucun moment à la procédure d'acquisition du nouvel avion de combat. 66

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.09.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

La conseillère nationale, Priska Seiler Graf (ps, ZH), demande un rapport sur les risques
de corruption liés à l'acquisition d'armement et comment ceux-ci peuvent être
réduits. Dans le Defence Companies Index 2020 effectué par l'organisation
Transparency International, la plupart des entreprises de défense auprès desquelles la
Suisse se fournit en matière d'armement ont reçu une mauvaise note en termes de
prévention de la corruption et de transparence. La parlementaire déplore qu'à ce jour,
la Suisse ne dispose d'aucun mécanisme institutionnalisé permettant de «vérifier la
cohérence et l'opportunité des objectifs stratégiques concernant les processus
d'acquisition et des profils d'exigences militaires pour les nouveaux armements». 
Sans discussion et comme recommandé par le Conseil fédéral, le Conseil national a
accepté le postulat. 67

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
DIANE PORCELLANA

Afin de répondre au postulat Seiler Graf traitant de la corruption liée à l'acquisition
d'armement, l'Office fédéral de l’armement (armasuisse) a chargé une étude d'avocat –
Kellerhals Carrard – d'évaluer les risques de corruption et les mesures qu'armasuisse
pourrait mettre en œuvre afin de les prévenir. 

En se basant sur ce rapport, le Conseil fédéral a pu affirmer que le «DDPS applique de
façon conséquente les prescriptions légales et les renforce judicieusement à l’aide de
directives supplémentaires». Afin de resserrer les mailles du filet, armasuisse a
premièrement été chargé d'effectuer des contrôles ponctuels plus fréquents,
principalement des adjudications de faible volume, des fournisseurs – notamment pour
limiter le risque de «népotisme et de conflits d'intérêts». Deuxièmement, armasuisse
devra évaluer dans quelle mesure l'utilisation d'un logiciel contrôlant les chaînes de
fournisseurs doit être élargie. Une telle technologie permettrait de recevoir des
notifications automatiques et faciliterait les contrôles. Troisièmement, afin de prévenir
la corruption de manière plus homogène, armasuisse devra améliorer le dialogue et
l'échange d'expérience entre ses différents domaines de compétences. 
Le Conseil fédéral a conclu son rapport en affirmant qu'en appliquant ces trois
mesures, «les risques de corruption inhérents à l’acquisition d’armement peuvent être
réduits au maximum.» 68
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DATUM: 16.06.2023
CHLOÉ MAGNIN
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

En août 2023, la Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a
examiné une initiative parlementaire visant à consolider le secteur des matières
premières par une surveillance indépendante, déposée en mars par le groupe des
Vert-e-s. Cette initiative souhaite établir un cadre légal définissant les devoirs de
diligence et de déclaration dans le secteur des matières premières, et mettre en place
une autorité de surveillance des marchés pour les faire respecter. La croissance
significative du secteur des matières premières ces dernières années a agi comme
détonateur pour le dépôt de l'objet. Cependant, cette croissance accrue présenterait
des risques potentiels, notamment en termes de corruption et de dépendance
financière. Ainsi, selon le groupe des Vert-e-s, cette proposition garantirait la
transparence grâce à des directives spécifiques, lutterait contre la corruption et les flux
financiers illicites, interdirait le commerce de matières premières illégales, imposerait
un devoir de diligence pour les transactions impliquant des personnes politiquement
exposées, et identifierait les risques liés aux activités commerciales. 
Après examen, la commission a émis la proposition de ne pas donner suite à l'initiative
parlementaire par 12 voix contre 10 et 1 abstention. La majorité a souligné que le
secteur des matières premières n'est pas entièrement dépourvu de réglementation,
faisant référence aux dispositions existantes sur la transparence des paiements et les
obligations de déclaration. De plus, celle-ci a exprimé un certain scepticisme quant à la
pertinence d'une réglementation suisse isolée, préconisant plutôt une coordination
internationale. En opposition, une minorité, composée d'élu.e.s Vert-e-s et du PS,
estime que le secteur des matières premières requiert une surveillance similaire à celle
du secteur financier. Celle-ci souligne l'urgence d'aborder les risques liés au manque
de transparence dans ce secteur et appelle à une action immédiate pour que la Suisse
s'engage au niveau international en faveur de la durabilité des activités liées aux
matières premières. 69

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2023
LLOYD FLETCHER

Wettbewerb

Im September 2014 stimmte der Nationalrat mit 115 zu 68 Stimmen bei 3 Enthaltungen
einem Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion zu, welches den Bundesrat zur
Berichterstattung über Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche Unternehmen
beauftragt. Insbesondere hat der Bundesrat dabei aufzuzeigen, wie private
Wettbewerbsteilnehmer vor staatlichen Einflüssen geschützt werden können. Der
Bundesrat beantragte seinerseits die Ablehnung des Postulats, weil er die politischen
Erfolgschancen eines Programms, das zur Umsetzung verfassungsrechtlicher Reformen
bedürfte, als zu "gering" einschätzte. Der Nutzen eines Berichtes sei aus diesem Grund
nicht gegeben. Mit Ausnahme der Vertreter der SP, der Grünen und Teilen der CVP war
die grosse Kammer jedoch anderer Meinung. 70

POSTULAT
DATUM: 18.09.2014
DAVID ZUMBACH

Nachdem der Bundesrat im Dezember 2017 einen Bericht zur Frage von
Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche Unternehmen in Erfüllung der beiden
angenommen Postulate der FDP-Fraktion (Po. 12.4172) und von Peter Schilliger (fdp, LU;
Po. 15.3880) präsentiert hatte, schrieb der Nationalrat das Postulat der FDP-Fraktion im
Juni 2018 stillschweigend ab. 71
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Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

In der Wintersession 2015 hiess die kleine Kammer ein Postulat Maury Pasquier (sp, GE)
gut, das die Ausleuchtung und Bekämpfung sogenannter "Illicit financial flows",
worunter unlautere, unrechtmässige Finanzflüsse aus Entwicklungsländern verstanden
werden, zum Ziel hatte. Indem das Postulat einen klärenden Bericht bezüglich
Beteiligung des Schweizer Finanzplatzes an "Illicit financial flows", bezüglich
damiteinhergehenden Reputationsrisiken und bezüglich möglicher Massnahmen
dagegen forderte, deckte sich dieser Vorstoss inhatlich weitestgehend mit einem
Postulat Ingold (evp, ZH), der vom Nationalrat in der Herbstsession 2015 angenommen
worden war. 72

POSTULAT
DATUM: 08.12.2015
NICO DÜRRENMATT

Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur les flux
financiers illicites et déloyaux en provenance de pays en développement. 73

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à la lecture des statistiques publiées par la Banque nationale suisse (BNS), Margret
Kiener Nellen (ps, BE) demande un rapport sur l'ampleur et les motifs des
investissements directs suisses dans des paradis fiscaux extraterritoriaux. Ce rapport
devrait ainsi permettre de fixer des objectifs en matière de lutte contre le blanchiment
d'argent, de corruption, d'évasion fiscale ou encore de financement du terrorisme. En
effet, les chiffres de la BNS indiquent que 177 milliards de francs se trouvaient, fin 2014,
dans des centres financiers extraterritoriaux. Et surtout que ces investissements
directs avaient paradoxalement créés moins de 5000 emplois. Le Conseil fédéral a
proposé de rejeter le postulat. Tout d'abord, il a précisé que le lien entre les
investissements directs et les emplois créés n'était pas forcément limpide car les
sociétés de financement n'avaient logiquement besoin que de peu d'employés par
rapport aux montants investis. Ensuite, il a noté que la Suisse appliquait les normes
internationales dans la lutte contre le blanchiment d'argent et la fraude fiscale. Le
postulat a été rejeté par 127 voix contre 54. L'objet a été balayé par la majorité
bourgeoise et les partis situés au centre de l'échiquier politique helvétique. 74

POSTULAT
DATUM: 14.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Les révélations sur les clients de Credit Suisse ont bousculé le secteur bancaire
helvétique. Pour être précis, une fuite de données d'une source anonyme a permis a un
consortium de journalistes, emmené par le Süddeutsche Zeitung, de mettre en lumière
de nombreux clients autocrates, trafiquants de drogues et d'êtres humains, mais aussi
criminels de guerre présumés chez Credit Suisse. Si ces révélations sont venues
s'ajouter aux déboires du Credit Suisse, elles ont surtout attisé le débat au sein du
secteur bancaire helvétique. D'un côté, certains experts estiment que ces révélations
et ces pratiques appartiennent au passé et que de nombreuses réformes ont été
menées au sein de la place financière helvétique. D'un autre côté, d'autres experts
considèrent qu'il faut non seulement apprendre de ces révélations, mais que des
efforts doivent encore être faits. Ces deux visions se sont affrontées dans la presse.
En parallèle, les révélations des «Suisse secrets» ont braqué les projecteurs sur la
liberté de presse en Suisse. En effet, selon l'article 47 de la loi sur les banques (LB), les
journalistes risquent des poursuites pénales s'ils publient des données bancaires
volées. Le débat s'est infiltré jusqu'au Parlement. La Commission de l'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) a d'ores et déjà affirmé qu'elle mènerait
prochainement des auditions sur la thématique de «la liberté de presse sur les
questions relatives à la place financière» afin de déterminer si des adaptations légales
devaient être entreprises. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.02.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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Banken

Auch im Fall der wegen Korruption angeklagten ehemaligen pakistanischen
Ministerpräsidentin Benazir Bhutto gewährten die Schweizer Gerichtsbehörden
Rechtshilfe und blockierten die auf Schweizer Banken liegenden Vermögenswerte. Bis
Mitte Oktober konnten auf diversen Konten rund CHF 20 Mio. gesperrt werden.
Aufgrund eines 1991 eingeleiteten Rechtshilfeverfahrens hat die Schweiz der Republik
Mali CHF 3.9 Mio. überwiesen, die der ehemalige Präsident Moussa Traoré auf
Schweizer Bankkonten deponiert hatte. Aussergewöhnlich an diesem Fall war, dass die
Schweiz im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit die Anwaltskosten Malis
übernommen hatte. Auf Beschluss des Bundesgerichts wurde ebenfalls eine erste
Tranche von US$ 120 Mio. aus den seit 1986 in der Schweiz blockierten Vermögensteilen
von Ex-Präsidenten Ferdinand Marcos an die philippinischen Behörden überwiesen;
weitere Konten sollen 1998 freigegeben werden. Diese Rückerstattung erfolgte, obwohl
die philippinische Justiz noch kein rechtsgültiges Urteil in bezug auf das illegale
Zustandekommen des Marcos-Vermögens gefällt hat. Das Bundesgericht begründete
seinen Entscheid mit einer Auslegung des neuen Rechtshilfegesetzes. Es entspreche
dessen Sinn und Geist, bei offensichtlich unrechtmässig erworbenen Geldern so zu
verfahren, wenn der Empfängerstaat ein späteres faires Gerichtsverfahren garantieren
könne. 76

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.12.1997
HANS HIRTER

Gut drei Monate nach dem Fall BSI wurde eine weitere Schweizer Bank von ihren
getätigten Geschäften im Zusammenhang mit dem malaysischen Staatsfonds 1MDB
eingeholt: Die Zentralbank Singapurs entzog der Privatbank Falcon mit sofortiger
Wirkung ihre Lizenz und verfügte damit deren Schliessung im Stadtstaat. Überdies
verhängte sie eine Busse von umgerechnet rund CHF 3,7 Mio. gegen die Falcon. Der
Bank wurden grobe Verfehlungen gegen die lokalen Geldwäschereibestimmungen sowie
„unstatthaftes Verhalten" vorgeworfen, was auf unkooperatives Verhalten bis hin zu
Verschleierungsversuchen durch die Bank hindeutete. Auch die Schweizer
Bankenaufsicht Finma wurde im Falle Falcon aktiv: Sie zog unrechtmässig erworbene
Gewinne in der Höhe von CHF 2,5 Mio. ein, eröffnete Enforcement-Verfahren gegen
zwei ehemalige Manager der Falcon, untersagte während dreier Jahre neue
Geschäftsbeziehungen zu politisch exponierten Personen und verfügte Massnahmen,
die die Unabhängigkeit des Verwaltungsrats der Bank verstärken sollten. 
Tags darauf eröffnete zudem die Schweizerische Bundesanwaltschaft ein Strafverfahren
gegen Falcon, weil der Verdacht bestand, dass die Bank zu wenig Vorkehrungen
getroffen habe, um Geldwäschereidelikte rund um 1MDB zu verhindern.  
Neben Falcon musste auch die UBS für ihre Vergehen im Fall 1MDB geradestehen: Die
Behörden Singapurs verhängten gegen die Schweizer Grossbank eine Busse in der Höhe
von umgerechnet knapp CHF 1 Mio., weil diese ihre Kontrollpflichten vernachlässigt
habe. 77

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.10.2016
NICO DÜRRENMATT

L'ex-dirigeant de la banque Raiffeisen Suisse, Pierin Vincenz, a été condamné à trois
ans et neuf mois de prison, ainsi qu'à une peine pécuniaire avec sursis de 280 jours-
amende à CHF 3'000. La chute de cette figure emblématique de la finance helvétique,
qui a fait de la banque Raiffeisen la troisième banque du pays, a occupé le haut de
l'affiche dans les médias. Dans les faits, le ministère publique accusait l'ex-banquier
d'avoir effectué des montages financiers frauduleux, sur la période de 2007 à 2015. Au
final, l'ex-dirigeant a été reconnu coupable de gestion déloyale, d'abus de confiance et
de faux dans les titres. A l'inverse, les chefs d'accusation d'escroquerie et de
corruption passive n'ont pas été retenus par la justice zurichoise. Cette décision
judiciaire ponctue ce polar médiatique. D'après les médias, cette condamnation
semble tourner la page de la période faste du secteur bancaire helvétique. Période
durant laquelle les contrats se signaient «autour d'une poignée de main» au détriment
parfois des réglementations financières en vigueur. Seul le futur permettra de
déterminer si cette affaire marque effectivement un virage à 360 dégrée, ou alors un
simple détour, pour le couple justice et finance. 78

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.04.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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D'après Fabian Molina (ps, ZH), la réputation de la place financière helvétique souffre
toujours d'un manque de transparence et de coopération internationale en cas d'avoirs
d'origine illicite cachés en Suisse. Alors que la loi sur les valeurs patrimoniales d'origine
illicite (LVP) devrait permettre le blocage et la restitution de ces avoirs, le député
zurichois considère que la loi contient de nombreuses lacunes. Il préconise une
modification de la LVP afin de ne pas restreindre les démarches d'entraide à la seule
initiative de l'État d'origine et uniquement dans les cas où l'intérêt de la Suisse est
sauvegardé. 
La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) n'a pas donné suite
à l'initiative parlementaire. Elle estime, par 14 voix contre 11, judicieux d'attendre le
rapport sur le postulat 19.3414 avant d'entamer une révision de la LVP. 79

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.10.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Wintersession 2022 gelangte die parlamentarische Initiative Molina (sp, ZH)
betreffend die Verbesserung des Abwehrdispositivs gegen Potentatengelder ins
Plenum des Nationalrats. Die Mehrheit der vorberatenden RK-NR beantragte, der
Initiative keine Folge zu geben. Gemäss Kommissionssprecher Yves Nidegger (svp, GE)
befürchtete sie einen Widerspruch der Forderung zur grundrechtlichen
Eigentumsgarantie. Der Vorstoss schaffe zudem eine generelle Korruptionsvermutung
gegenüber Personen, die aus einem Land stammten, welches unter Korruption leide
oder dessen Rechtsstaat in den Augen der Schweiz ungenügend ausgebaut sei. Eine
Minderheit Dandrès (sp, GE) beantragte, der Initiative Folge zu geben. Aufgrund ihrer
Stellung im internationalen Finanzplatz sehe sich die Schweiz dem grossen Risiko
ausgesetzt, zum sicheren Hafen für Gelder von Potentaten oder diktatorischen Regimen
zu werden. Die präventive Blockierung von Gütern oder Vermögenswerten aus illegalem
Handel oder Korruption reduziere dieses geopolitische Risiko, so Dandrès. Ausserhalb
der sozialdemokratischen, der grünen und der grünliberalen Fraktionen überzeugten
diese Argumente allerdings nicht; der Nationalrat gab der parlamentarischen Initiative
mit 108 zu 81 Stimmen bei einer Enthaltung keine Folge. 80

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2022
CATALINA SCHMID

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Zur parlamentarischen Initiative Carobbio, welche die steuerliche Nichtanerkennung
von Schmiergeldern fordert, siehe oben, Teil I, 1b (Strafrecht). Zur neu vollen
Steuerpflichtigkeit von AHV- und IV-Renten siehe unten, Teil I, 7c (AHV).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Sieben Geschäfte rund um den Postauto-Skandal behandelte der Ständerat im März
2020 gemeinsam. Als Präsidentin der GPK-SR verdankte Maya Graf (gp, BL) die «sehr
aufwendige, sehr wertvolle, sehr grosse Arbeit», welche die GPK-SR und insbesondere
Anne Seydoux (cvp, JU) und Claude Hêche (sp, JU) in der vergangenen Legislatur
geleistet hätten. 
Die GPK-SR empfahl alle sieben Geschäfte zur Annahme, der Bundesrat beantragte
jedoch die Ablehnung der Motion 19.4383 und der Postulate 19.4384 und 19.4386,
sowie die Annahme der Postulate 19.4387, 19.4388 und 19.4389. Dem Postulat
«Gesamtbilanz der Postauto-Affäre» der GPK-SR stimmte Verkehrsministerin
Sommaruga im Namen des Bundesrates zu und bekräftigte ihre Absicht, dem Parlament
nach Abschluss des Fedpol-Verfahrens Bericht zu erstatten. Das Postulat war in der
kleinen Kammer unbestritten und wurde stillschweigend angenommen. 81

POSTULAT
DATUM: 11.03.2020
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Eine grössere sportpolitische Lawine trat der scheidende Präsident des Internationalen
Skiverbandes FIS und eines der vier letzten auf Lebzeiten gewählten Mitglieder des IOC,
der Schweizer Marc Hodler, anfangs Dezember los, als er behauptete, bei der Vergabe
von olympischen Spielen sei oftmals massive Korruption im Spiel. Seine Vorwürfe
richteten sich vor allem an die Organisatoren der Winterspiele 2002 in Salt Lake City
(USA). In der Schweiz gaben weniger die konkreten Anschuldigungen zu reden, die rasch
von weiteren IOC-Mitgliedern bestätigt wurden, als vielmehr die Frage, welche
Auswirkungen das Vorprellen Hodlers auf die Kandidatur Sittens haben könnte.
Besonders heikel wurde die Angelegenheit als verlautete, Ogi habe Hodler gebeten, die
Vorwürfe nicht publik zu machen. Das VBS dementierte dies vorerst, musste dann aber
eingestehen, dass Gespräche zwischen engen Mitarbeitern Ogis und Hodler
stattgefunden hatten. 82

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.1998
MARIANNE BENTELI

Le Conseil des Etats a adopté un postulat de la CSEC-CE chargeant le Conseil fédéral de
présenter un rapport avant fin 2012 traitant des dispositions applicables aux niveaux
national et international dans la lutte contre la corruption et les matches truqués dans
le domaine du sport, évaluant l’efficacité des instruments existants dans un
environnement à la complexité croissante et examinant l’opportunité d’élaborer des
mesures législatives afin d’améliorer les moyens à disposition et d’assurer une
prévention active. 83

POSTULAT
DATUM: 27.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Nachdem der Bundesrat das Postulat der WBK-SR zur Korruptionsbekämpfung und
Wettkampfmanipulation im Sport bereits 2013 hatte abschreiben lassen wollen, der
Ständerat sich jedoch dagegen ausgesprochen hatte, geschah dies nun im Jahr 2017. In
seinem Bericht über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahr 2016
erläuterte der Bundesrat die unternommenen Massnahmen in den Bereichen
internationale Zusammenarbeit, Verschärfung des Korruptionsstrafrechts, Bekämpfung
der Geldwäscherei und Wettkampfmanipulationen, infolge derer er die Anliegen des
Geschäfts als erfüllt erachtete. Das Stöckli folgte der Argumentation des Bundesrates
und schrieb das Postulat in der Sommersession 2017 ab. 84

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Die SP verfolgte die Idee einer gesetzlichen Limitierung der Ausgaben für Kampagnen
weiter und kündigte an, die Lancierung einer Volksinitiative zu diesem Thema zu prüfen.
Im März wurde einer parlamentarischen Initiative (07.471) mit der Forderung, die
Ausgaben für Wahlkampagnen gesetzlich zu beschränken, vom Ständerat keine Folge
gegeben. Mit Vorstössen zur Offenlegung der Spender und für eine staatliche
Parteienfinanzierung war die SP bisher ebenfalls stets gescheitert. Neue Nahrung
erhielten die SP-Forderungen im Herbst durch die Bankenkrise. Die Sozialdemokraten
kritisierten die Parteispenden von Grossbanken heftig und zeigten sich insbesondere
verärgert darüber, dass die staatlich unterstützte UBS weiterhin Spenden an Parteien
ausrichten kann. Susanne Leutenegger Oberholzer (sp, BL) reichte eine Motion mit der
Forderung ein, dass Banken in ihrer Rechnungslegung Spenden an Parteien oder für
politische Kampagnen ausweisen sollen. 85

MOTION
DATUM: 28.10.2008
SABINE HOHL
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Im Nationalrat wurden – auch aufgrund der Diskussionen nach den
Abstimmungskampagnen einiger eidgenössischer Initiativen – erneut Vorstösse
diskutiert, die mehr Transparenz hinsichtlich Parteienfinanzierung verlangen. Alle drei
von Links-Grün eingereichten parlamentarischen Initiativen (Pa. Iv. sozialdemokratische
Fraktion (09.415), Pa. Iv. Hodgers, gp, GE (09.442) und Pa. Iv. Gross, sp, ZH (09.416)
wurden in ein und derselben Sitzung von der rechts-bürgerlichen Mehrheit abgelehnt.
Insbesondere die Idee der Offenlegung der Parteispenden und Spendernamen war
bereits in der staatspolitischen Kommission auf Widerstand gestossen. Eine solche
scheint nach wie vor politisch nicht mehrheitsfähig. 
Allerdings stösst die Idee von transparenten Parteifinanzen nicht auf grundsätzlichen
Widerwillen. Dies zeigte sich im Berichtsjahr auch im vom Ständerat nur relativ knapp
abgelehnten (18 zu 11 Stimmen) Minderheitsantrag, eine Petition der Jugendsession von
2008 zum Thema Parteienfinanzierung an die Staatspolitische Kommission zu
überweisen. Die Petition hätte die Offenlegung von Parteifinanzen und Spenden zum
Ziel gehabt 86

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2010
MARC BÜHLMANN

Ab dem 1. Januar 2011 können Spenden bis zu 10'000 Fr. von den Steuern abgezogen
werden. Die Stadtberner FDP sorgte im Mai für Schlagzeilen, nachdem sie ankündigte, in
Zukunft die Namen von Grossspendern offenzulegen, die der Partei mehr als 5'000
Franken zukommen lassen. Die Kantonalzürcher FDP und die Jungfreisinnigen wollen in
Zukunft Spenden zwar nicht nach Namen, aber nach Kategorien (Private und
Unternehmen) und Branchen ausweisen. Die meisten kantonalen und die nationale
Mutterpartei machten aber klar, dass sie eine solche Handhabung nicht übernehmen
werden. Bei der Veröffentlichung des Korruptionswahrnehmungsindex rügte
Transparency International die Schweiz als einziges demokratisches Land, das keine
Regelungen zur Parteienfinanzierung kenne. 87

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.05.2010
MARC BÜHLMANN

Ende 2011 hatte das Antikorruptionsorgan des Europarates, die Greco (Groupe d’Etats
contre la Corruption), bei der die Schweiz seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht
vorgelegt, der zum Schluss kommt, dass die Schweiz gegen die Empfehlungen aus dem
Jahr 2003 hinsichtlich Transparenz bei der Parteienfinanzierung verstosse. Der
Bundesrat bekam bis Ende April 2013 Zeit, auf die im Bericht gemachten Empfehlungen
(Transparenzvorschriften für Parteienfinanzierung und für die Finanzierung von
Abstimmungskampagnen) zu reagieren. Mitte Jahr beschloss die Regierung mit der
Greco das Gespräch zu suchen, bevor weitere Schritte unternommen würden. Aufgrund
der zunehmenden Kritik am intransparenten Spendensystem – die Greco sprach von
schweizerischer Diskretion, die der Korruption nahe komme – nahmen sich einige
Unternehmen vor, von sich aus Transparenz zu schaffen. So gab etwa die Raiffeisenbank
bekannt, allen Parteien abhängig von der Anzahl derer nationalen Mandate Geld zu
spenden. Pro Jahr werde pro Ständerat 2'674 und pro Nationalrat 615 Franken
gespendet. Die Spendensumme der Genossenschaftsbank belief sich also auf 246 000
CHF. Neben der Raiffeisenbank machte auch die Versicherungsgesellschaft Mobiliar
ihre jährliche Parteispende von 10'000 CHF pro Bundesratspartei publik. Anfang März
gab die Crédit Suisse ihre Spendensumme von 1 Mio. CHF bekannt, die sie auf alle
Parteien verteilen wolle. Und schliesslich gab auch die UBS zu Protokoll, die politischen
Parteien mit einer Mio. CHF zu unterstützen. Sie machte ihre Spende allerdings von
einem Bekenntnis zur Marktwirtschaft abhängig. Die Bankenspenden brachten vor allem
die SP und die Grünen in ein Dilemma. Parlamentarischen Vorstössen für mehr
Transparenz in der Parteienfinanzierung war hingegen weiterhin kein Erfolg
beschieden. So wurde eine parlamentarische Initiative der SP zum Thema im
Nationalrat abgelehnt. Die geforderte Einrichtung einer Meldestelle sei zu bürokratisch
und die Regelungen für die Offenlegung von Parteiausgaben wären einfach zu umgehen.
Eine Motion Chopard-Acklin (sp, AG) (11.3116), die ebenfalls für mehr Transparenz in der
Parteienfinanzierung plädierte, wurde abgeschrieben. Im Berichtsjahr noch nicht
behandelt wurden eine parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
sowie eine parlamentarische Initiative (12.499) Minder (parteilos, SH). Beide zielen auf
eine Regelung der Parteispenden von Unternehmen bzw. börsenkotierten
Gesellschaften ab. 88

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2012
MARC BÜHLMANN
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Das Korruptions-Barometer von Amnesty International, das in mehreren Ländern über
1 000 Personen nach ihrer Einschätzung zur Korruption in verschiedenen Institutionen
fragt, zeigte auf, dass sowohl weltweit als auch in der Schweiz die Parteien als die
korruptesten politischen Akteure betrachtet werden. 43% der Befragten in der
Schweiz denken, dass die politischen Parteien korrupt sind. Laut den Verfassern der
Studie sei dieses Resultat auch auf die fehlende Transparenz hinsichtlich
Parteienfinanzierung zurückzuführen. 89

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.07.2013
MARC BÜHLMANN

Verbände

Natur und Umwelt

Der WWF sah sich im März 2019 mit heftigen Vorwürfen konfrontiert: Die global tätige
Naturschutzstiftung mit dem Panda-Logo und Hauptsitz in der Schweiz soll in
afrikanischen und asiatischen Ländern gewalttätige Wildhüter und paramilitärische
Organisationen angeheuert haben, um in betroffenen Regionen gegen Wilderei und
Umweltzerstörung vorzugehen. So soll etwa in Nepal ein Mann «zu Tode gefoltert» und
in einem Nationalpark in der Demokratischen Republik Kongo «unbeteiligte
Einheimische gefoltert, vergewaltigt, ermordet» worden sein. Der Panda, so der
«Blick», hatte plötzlich «blutige Pfoten». Die Schweizer Presse bezog sich in ihrer
Berichterstattung auf das US-amerikanische Onlineportal «Buzzfeed», das die
Anschuldigungen erhoben hatte.
Die Geschäftsstellen des WWF zeigten sich entsprechend empört, viele Mitglieder
reagierten mit Austritten und auch einige Bundesstellen wie das BLV oder die DEZA
gaben sich betroffen, da diese im Ausland Projekte des WWF unterstützten. In der
«Weltwoche» nahm der Geschäftsführer von WWF Schweiz, Thomas Vellacott, zu den
Vorwürfen Stellung: Der WWF arbeite in über hundert Ländern, teilweise in gefährlichen
Regionen, doch achte man stets darauf, die «Rechte und das Wohlergehen» der lokalen
Bevölkerung in Projekte miteinzubeziehen. Man sei zutiefst bestürzt ob den Vorwürfen,
in grobe Menschenrechtsverletzungen verstrickt zu sein. Ein «internationales
Krisenteam» sei bereits daran, eine «umfassende externe Untersuchung»
vorzunehmen. Sollten sich die Vorwürfe bestätigen, so Vellacott abschliessend, werde
dies Konsequenzen haben. 
Wann die Untersuchungen abgeschlossen sein werden, war noch offen. 90

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.07.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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